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Gejeg- Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten 


ee NE rs 


(Nr. 2483.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 27. Juni 1844., betreffend die Publikation und 
Einführung der Kriegsartikel. R 


Nachdem Ich die Mir vorgelegten, mit beſonderer Ruͤckſicht auf die Vor⸗ 
ſchlaͤge der Kommiſſion zur Reviſion der Militairgeſetze ausgearbeiteten Kriegs: 
Artikel fuͤr die Unteroffiziere und Soldaten Meiner Armee vollzogen habe, er— 
halten Sie ſelbige in der Anlage nebſt einer Verordnung uͤber deren Anwendung 
mit dem Auftrage, beide Geſetze der Armee durch das Kriegsminiſterium bekannt 
machen zu laſſen, und durch die Geſetzſammlung zur oͤffentlichen Kenntniß zu 
bringen. 

N Zugleich beſtimme Ich: 

1) daß die neuen Kriegsartikel bei jeder Kompagnie und Eskadron ſo⸗ 
gleich nach ihrer Bekanntmachung und in der Folge alljaͤhrlich einmal, 
ſo wie auch jedem neueintretenden Soldaten vor der Ableiſtung des 
Soldateneides, langſam und deutlich vorgeleſen werden ſollen; 

2) daß dieſelben den, der Deutſchen Sprache nicht maͤchtigen Soldaten 
in ihrer Mutterſprache vorzuleſen und zu dieſem Zwecke die noͤthigen 
Ueberſetzungen, namentlich in das Polniſche und Litthauiſche, alsbald 
anzufertigen ſind; 

3) daß die neuen Kriegsartikel und die Beſtimmungen der dazu gehoͤren⸗ 
den Verordnung auch auf diejenigen Perſonen des Soldatenſtandes, 
welche ohne Unteroffiziere und Gemeine zu ſeyn, im Range derſelben 
ſtehen, Anwendung finden ſollen, und 

4) daß, in ſoweit nach den beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen die Be⸗ 
ruͤckſichtigung der Militairgeſetze und insbeſondere der Kriegsartikel bei 
Beſtrafung der Militairperſonen des Beurlaubtenſtandes erfolgen ſoll, 
die Civilgerichte nunmehr nach den neuen Kriegsartikeln und der Ver— 
ordnung uͤber Anwendung derſelben ſich zu achten haben. 

Dieſe Meine Order iſt ebenfalls durch das Kriegsminiſterium der Armee 

und außerdem durch die Geſetzſammlung bekannt zu machen. 


Sansſouci, den 27. Juni 1844. n 8 
Friedrich Wilhelm. 


An 
den Kriegsminiſter General der Infanterie v. Boyen 
und Juſtizminiſter Muͤhler. 
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(Ausgegeben zu Berlin den 14. Auguſt 1844.) 
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Kriegs⸗Artikel 
für 8 
das Preußiſche Heer. 


Seue Koͤnigliche Majeſtaͤt von Preußen haben in Erwaͤgung der ſeit dem 
Jahre 1808. eingetretenen Veränderungen in Hoͤchſt-Ihrem Heere und in 
deſſen Einrichtungen, unter Aufhebung der bisher angeordnet geweſenen Kriegs: 
Artikel, fuͤr die Unteroffiziere und Soldaten Hoͤchſt-Ihres geſammten Heeres 
die nachſtehenden Kriegsartikel zu ertheilen geruht. 


Erſter Abſchnitt. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


Artikel 1. 

Jeder Preußiſche Unterthan, welches Standes er ſey, iſt durch die Der: 
pflichtung zum Dienſte im Heere zur Vertheidigung des Throns und des Da: 
terlandes berufen. Eingedenk dieſes hohen Berufs muß ein Jeder, der in den 
Soldatenſtand eintritt, die RT des en zu erfüllen eifrig bemüht ſeyn. 

rtikel 2. 

Seiner Koͤniglichen Majeſtaͤt und dem Vaterlande treu zu dienen, iſt 
des Soldaten erſte Pflicht. Naͤchſtdem erfordert der Beruf des Soldaten: 
Kriegsfertigkeit, Muth bei allen Dienſtobliegenheiten und Tapferkeit im Kriege, 
Gehorſam gegen die Vorgeſetzten, ehrenhafte Führung im Dienſte und außer 
demſelben, gutes und redliches eee die Kameraden. 

rtikel 3. 

Jeder rechtſchaffene, unverzagte und ehrliebende Soldat darf ſich einer 

ehrenhaften Behandlung verſichert halten. 
Artikel 4. 

Wer in Erfüllung feines Berufs als Soldat ſich bewaͤhrt, hat nach 
Maaßgabe feiner Fähigkeiten und Kenntniſſe auf Beförderung zu rechnen. Auch 
ſollen alle, welche durch Tapferkeit und Muth vor Andern ſich auszeichnen, ſo 
wie diejenigen, welche nach langjähriger, vorwurfsfreier Dienſtzeit die Be⸗ 
ſchwerden des Dienſtes nicht mehr zu ertragen vermoͤgen, in Folge vor dem 
Feinde erhaltener Wunden dienſtunſaͤhig werden, oder ſonſt im Dienſte zu 
Schaden kommen, ſich aller derjenigen Wohlthaten und Veguͤnſtigungen zu 
erfreuen haben, die zur Belohnung für Tapferkeit im Kriege und treu geleiſtete 
Dienſte beſtimmt ſind. 


Zweiter Abſchnitt. 


Beſondere Beſtimmungen uͤber Verbrechen 
und Strafen. 


Artikel 5. 
Dagegen ſollen Unteroffiziere und Soldaten, welche Verbrechen veruͤben, 
nach den nachfolgenden Kriegsartikeln, auch noͤthigenfalls nach den außerdem 
be⸗ 
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beſtehenden militairiſchen Geſetzen und nach den allgemeinen Landesgeſetzen be: 
ſtraft, dabei aber die militairiſchen Dienſtverhaͤltniſſe dergeſtalt beruͤckſichtigt wer⸗ 
den, daß außer denjenigen, welche in die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes 
verſetzt worden, kein Soldat mit e beſtraft werden darf. 

rtikel 6. 

Die Pflicht der Treue gebietet dem Soldaten, bei allen Vorfaͤllen, im 1. Mititai- 
Kriege und Frieden, Seiner Koͤniglichen Majeftät und dem Vaterlande mit siegen er 
Aufbietung aller Kräfte, felbft mit Aufopferung des eigenen Lebens zu dienen, 4. Verbrechen 
jede Gefahr von Seiner Königlichen Majeſtat abzuwenden und des Vaterlandes ace mi 
Wohl ſtets vor Augen zu haben. Treue. 

8 Artikel 7. 5 

Wer mit dem Feinde in muͤndliche oder ſchriftliche Verhandlungen oder 1) Verrat. 
Berathungen ſich einlaͤßt, die Seiner Koͤniglichen Majeſtaͤt, dem Heere oder 
den Preußiſchen Landen Gefahr oder Nachtheil bringen koͤnnen; wer dem Feinde 
Parole, Feldgeſchrei oder Loſung offenbart, oder ſonſt zur Beguͤnſtigung des 
Feindes Seine Königliche Majeftät, die Preußiſchen Lande oder das Heer durch 
Unternehmungen oder Unterlaffungen in Gefahr, Unſicherheit oder Nachtheil 
verſetzt, begeht einen Verrath und hat dafuͤr Verſetzung in die zweite Klaſſe 
des Soldatenſtandes, Feſtungsſtrafe nach Umſtaͤnden bis zu lebenswieriger 
Dauer, und wenn durch den Verrath ein erheblicher Nachtheil entſtanden iſt, 
die Todesſtrafe verwirkt. 

Artikel 8. 


Auch muß ein Jeder, der verraͤtheriſche Handlungen oder Abſichten von 
Andern erfaͤhrt, ſeinem Vorgeſetzten dies ſofort anzeigen. 

Unterlaͤßt er dieſe Anzeige, ſo iſt er als Mitſchuldiger anzuſehen und 
ebenſo, wie der Verraͤther ſelbſt, zu beſtrafen. 

Artikel 9. 

Wer zum Feinde übergeht, oder vom Poſten vor dem Feinde, oder aus 2) Defertion. 
einer belagerten Feſtung entweicht, iſt mit dem Tode, jede andere Deſertion in 
Kriegszeiten aber das erſte Mal mit ſechs- bis zehnjaͤhriger Feſtungsſtrafe und 
das zweite Mal mit dem Tode zu beſtrafen. 

Artikel 10. 5 b f 

Wer in Friedenszeiten deſertirt, hat das erſte Mal ſechsmonatliche bis 
zweijaͤhrige Feſtungsſtrafe, das zweite Mal zwei⸗ bis vierjaͤhrige Feſtungsſtrafe, 
und das dritte Mal Ausſtoßung aus dem Soldatenſtande und zehn- bis funf: 
zehnjaͤhrige Baugefangenſchaft verwirkt. ; 

Artikel 11. 

Haben in Friedenszeiten Zwei oder Mehrere ein Komplott zur Deſertion 
gemacht, fo trifft jeden Theilnehmer eine fuͤnf⸗ bis zehnjaͤhrige Feſtungsſtrafe. 
Gegen den Anſtifter und den Raͤdelsfuͤhrer iſt die hiernach verwirkte Strafe 
um die Haͤlfte zu verſchaͤrfen. 

Artikel 12. 


In Kriegszeiten haben die Theilnehmer eines Deſertions-Komplotts Aus⸗ 
ſtoßung aus dem Soldatenſtande und zehn—⸗ bis zwanzigjaͤhrige Baugefangen⸗ 
ſchaft verwirkt. Den Anſtifter und den Raͤdelsfuͤhrer aber trifft, das Komplott 
mag ausgefuͤhrt ſeyn oder nicht, die Todesſtrafe. 

(Fr. 2483.) 44 Art. 13. 
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Artikel 13. 

g Außer der Feſtungsſtrafe hat das Verbrechen der Deſertion die Ver⸗ 

feßung in die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes zur Folge. 
Artikel 14. 

Kann man eines Deſerteurs nicht habhaft werden, ſo iſt ſein geſammtes 
Vermoͤgen zu konfisziren. 

Artikel 15. 

Wer einen andern zur Deſertion verleitet, ohne ſelbſt zu deſertiren, oder 
wer einem Deſerteure weſentliche Huͤlfe zum Entkommen leiſtet, iſt ebenſo zu 
beſtrafen, als ob er ſelbſt zu der Zeit, wo er dieſes Verbrechen verübt, zum 
erſten Male deſertirt waͤre. 

. Artikel 16. 

Wer ein zu ſeiner Kenntniß gelangtes Deſertionsvorhaben ſeinem Vor⸗ 
geſetzten anzuzeigen unterlaͤßt, hat, nach Maaßgabe der Strafbarkeit dieſes 
Vorhabens, Arreſt bis zu drei Wochen, in Kriegszeiten aber ſechsmonatliche 
bis einjaͤhrige Feſtungsſtrafe, und wenn das Deſertionsvorhaben, welches durch 
rechtzeitige Anzeige hätte verhindert werden koͤnnen, zur Ausführung gekommen 
iſt, ſechswoͤchentlichen ſtrengen Arreſt bis ſechsmonatliche Feſtungsſtrafe, in 
Kriegszeiten aber ein- bis dreijährige eee verwirkt. 

E rtikel 17. 

3) Betrügliche Wer durch faͤlſchliche Vorſchuͤtzung von Krankheiten, oder durch aͤhnliche 
*. Mie betruͤgliche Mittel der Verpflichtung zum Militairdienſte ſich zu entziehen ſucht, ſoll 
litairvienſe zu in die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes verſetzt, und mit ſechswoͤchentlichem ſtrengen 
entziehen. Arreſte oder mit Feſtungsſtrafe bis zu ſechs Monaten, in Kriegszeiten aber mit 

ſechsmonatlicher bis zweijaͤhriger Feſtungsſtrafe belegt werden. 

A) Selbſtver⸗ Gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher in der Abſicht, zum Dienſte ſich 
ſtümmelung. untauglich zu machen, ſich ſelbſt verſtummelt oder verunſtaltet, inſofern er dieſe 

Abſicht nicht vollſtaͤndig erreicht hat und noch zu Dienſtleiſtungen und Arbeiten 
fuͤr militairiſche Zwecke verwendet werden kann. 
Artikel 18. 

Hat die Selbſtverſtuͤmmelung oder Verunſtaltung die gaͤnzliche Untaug- 
lichkeit zu Dienſtleiſtungen und Arbeiten fuͤr militairiſche Zwecke zur Folge, ſo 
ſoll Ausſtoßung aus dem Soldatenſtande und ein- bis dreijährige Baugefangen- 
ſchaft eintreten. 

Artikel 19. 

B. Zeigpeit. Der ehrenvolle Beruf des Soldaten, feinen König und das Vaterland 
gegen die Feinde deſſelben zu vertheidigen, erfordert von ihm Muth bei allen 
Dienſtobliegenheiten und Tapferkeit im Kriege. Der Soldat muß daher die 
Feigheit als ſchimpflich und erniedrigend verabſcheuen. 

Artie 20 mei ö 

Wer im Kriege vor dem Feinde aus Feigheit zuerſt die Flucht ergreift, 
und die Kameraden durch Worte oder Zeichen zur Flucht verleitet, hat die 
Todesſtrafe verwirkt und kann . = u niedergeſtoßen werden. 

rtikel 21. 

Wer ſonſt aus Furcht vor perſoͤnlicher Gefahr vor dem Feinde flieht, 
heimlich zuruͤckbleibt, ſich wegſchleicht oder verſteckt hält, Munition oder Waffen 

von 
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von ſich wirft oder im Stiche läßt, oder irgend ein Leiden faͤlſchlich vorſchuͤtzt, 
um zuruͤckzubleiben und der Gefahr ſich zu entziehen, iſt mit Verſetzung in die 
zweite Klaſſe des Soldatenſtandes und mit ſtrengem Arreſt oder Feſtungsſtrafe 
bis zu drei Jahren, bei erſchwerenden Umſtaͤnden aber mit dreijaͤhriger bis 
lebenswieriger Feſtungsſtrafe oder ſelbſt mit dem Tode zu beſtrafen. 

Wer außerdem feine Dienſtpflichten aus Furcht vor perſoͤnlicher Gefahr 
verletzt, ſoll eben ſo beſtraft werden, wie derjenige, der ſeinen Dienſtpflichten 
aus Vorſatz zuwider handelt. 5 

Artikel 22. 

Der Soldat muß jedem Offiziere und Unteroffiziere, und der Unteroffizier o. Verbrechen 
jedem Offiziere, ſowohl bei dem Truppentheile, bei welchem er dient, als von gegen birSub- 
jedem anderen Truppentheile, Gehorſam und Achtung beweiſen und ihren Befeh- j 
len puͤnktlich Folge leiſten. 

Nur durch Gehorſam der Untergebenen gegen die Vorgeſetzten laͤßt ſich 
die Ordnung im Heere erhalten und im Kriege der Sieg uͤber den Feind 
erkaͤmpfen. 

Artikel 23. 

Ungehorſam gegen die Dienſtbefehle und achtungswidriges Betragen ge- 1) ungeborſam. 
gen den Vorgeſetzten iſt mit Arreſt oder, bei beſonders erſchwerenden Umftän- 
den, mit Feſtungsſtrafe zu ahnden. 

Artikel 24. 

Wer die Abſicht, einen erhaltenen Dienſtbefehl nicht zu befolgen, durch 2) Beleidigung 
Worte oder Geberden, durch Entlaufen, Losreißen oder aͤhnliche Handlungen zu an Vorgeſes⸗ 
erkennen giebt, imgleichen derjenige, der den Vorgeſetzten durch Worte, Geber- 3) Widerſetzung. 
den oder Zeichen beleidigt, oder ihn uͤber einen erhaltenen Dienſtbefehl oder Ver— 
weis zur Rede ſtellt, iſt mit ſtrengem Arreſte von mindeſtens vier Wochen, oder 
mit Feſtungsſtrafe bis zu drei Jahren zu beſtrafen, welche bei erſchwerenden 
Umftänden bis auf zehn, und im Kriege bis auf zwanzig Jahre verſchaͤrft wer— 
den kann. 

Artikel 25. ; 

Thaͤtliche Widerſetzung gegen den Vorgeſetzten, thaͤtliche Beleidigung 
oder verſuchter Angriff deſſelben mit der Waffe iſt mit zehnjaͤhriger bis lebens- 
wieriger Feſtungsſtrafe, bei erſchwerenden Umſtaͤnden aber und in Kriegszeiten 
mit dem Tode zu beſtrafen. 5 

Artikel 26. 5 

Auch iſt bei thaͤtlicher Widerſetzung Einzelner oder Mehrerer jeder Offi⸗ 
zier berechtigt, denjenigen, der ſeinen Befehlen beharrlich ſich widerſetzt, auf der 
Stelle niederzuſtoßen, wenn ihm kein anderes Mittel zur Erlangung des durch— 
aus noͤthigen Gehorſams zu Gebote ſteht. 

Artikel 27. i 

Wer gegen Wachen (Ronden, Patrouillen, Schildwachen, Sauvegarden, 
Eskorten und Kaſernenwachen, uͤberhaupt militairiſche Wachen jeder Art) oder 
gegen Land⸗Gendarmen, welche in Ausuͤbung des Dienſtes begriffen und als ſolche 
zu erkennen ſind, der Beleidigung, des Ungehorſams oder der Widerſetzlichkeit 
ſich ſchuldig macht, iſt ebenſo zu beſtrafen, wie derjenige, der dieſe Verbrechen 
gegen einen Vorgeſetzten veruͤbt. 

(Nr. 2483.) Art. 28. 


Artikel 28. 

a) Laute Be- Glaubt der Soldat wegen nicht richtigen Empfangs deſſen, was ihm ger 
lang vor der- bührt, wegen unwuͤrdiger Behandlung oder aus einem andern Grunde zu einer 
fammeltem Beſchwerde Veranlaſſung zu haben, fo iſt er dennoch verbunden, ſeine Dienſt⸗ 

5 Obliegenheiten unweigerlich zu erfuͤlen, und darf weder ſeine Kameraden auf⸗ 
tung, fordern, gemeinſchaftlich mit ihm Beſchwerde zu führen, noch Mißmuth unter 

ihnen zu erregen und ſie aufzuwiegeln ſuchen. Auch darf der Soldat nicht waͤh⸗ 
rend des Dienſtes, ſondern erſt nach beendigtem Dienſte feine Beſchwerde an- 
bringen. Dagegen kann er aber ſich verſichert halten, daß ſeiner Beſchwerde, 
inſofern fie begründet iſt, abgeholfen werden wird, ſobald er dieſelbe in gezie⸗ 
mender Weiſe auf dem vorgeſchriebenen Wege anbringt. 

Artikel 29. 

Wer vor verſammeltem Kriegsvolke in der Abſicht, feine Kameraden zur 
Verweigerung des Gehorſams gegen ihren Vorgeſetzten zu verleiten oder von 
demſelben etwas zu erzwingen, ſich ungeziemend betraͤgt oder laut Beſchwerde 
führt, ſoll, ſelbſt wenn letztere begründet wäre, nach Maaßgabe des zu befuͤrch— 
ten geweſenen oder wirklich geſtifteten Nachtheils, mit ſechs- bis zwanzigjaͤhriger 
Feſtungsſtrafe, in Kriegszeiten aber mit dem Tode beſtraft werden. 

Gleiche Strafe trifft denjenigen, der auf andere Weiſe ſeine Kameraden 
zum Ungehorſam oder zur Widerſetzung gegen den Vorgeſetzten zu verleiten ſucht. 

Artikel 30. 

D. Mißbrauch Der Soldat darf auch im Kriege Habe und Gut der Landesbewohner, 
ſchen Gewa ſelbſt im feindlichen Gebiete, weder verwuͤſten noch ſich eigenmaͤchtig zueignen. 
im Kriege. Artikel 31. . 

1) Unerlaubtes Unerlaubtes Beutemachen ift mit ſtrengem Arreſt oder mit Feſtungsſtrafe 
Beutemachen. bis zu zwei Jahren, bei erſchwerenden Umſtaͤnden aber mit Verſetzung in die 

zweite Klaſſe des Soldatenſtandes und mehrjähriger. bis lebenswieriger Feſtungs⸗ 
Strafe, oder ſelbſt mit dem Tode zu beſtrafen. 
Artikel 32. 

2) Plünderung Pluͤnderung und Erpreſſung ſoll mit Verſetzung in die zweite Klaſſe des 

und Erpreſſung. Soldatenſtandes, koͤrperlicher Zuͤchtigung und mehrjähriger Feſtungsſtrafe geahn⸗ 
det werden, welche, wenn Mehrere an dem Verbrechen Theil genommen haben, 
bis zu zehn Jahren erhoͤht werden kann. 

Artikel 33. 

Sind bei Veruͤbung einer Pluͤnderung oder Erpreſſung durch Gewalt 
thaͤtigkeiten Perſonen koͤrperlich ſchwer verletzt oder getoͤdtet worden, ſo tritt 
außer der Verſetzung in die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes und koͤrperlicher 
Zuͤchtigung zehnjaͤhrige bis lebenswierige Feſtungsſtrafe, oder bei beſonders er⸗ 
ſchwerenden Umſtaͤnden die Todesſtrafe ein. 

Artikel 34. 

3) Marodiren. Nachzuͤgler und diejenigen, welche unter dem Vorwande von Krankheit 
oder Ermattung hinter den Truppen zuruͤckbleiben und den Landesbewohnern 
Nahrungs- oder Bekleidungsgegenſtaͤnde wegnehmen, ſind wegen Marodirens 
mit Verſetzung in die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes, koͤrperlicher Zuͤchtigung 
und Arreſt oder Feſtungsſtrafe bis zu zwei Jahren; wenn aber bei dem Maro⸗ 

diren 
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diren Gewalt an Perſonen veruͤbt worden iſt, mit der fuͤr das Verbrechen der 
Pluͤnderung vorgeſchriebenen Strafe zu belegen. f 
Artikel 33. ; A Ar 4 

Der Soldat muß ſich unausgeſetzt bemuͤhen, den Gebrauch der Waffen, Ausrichtung be⸗ 
ſo wie die Vorſchriften zur Ausrichtung ſeines Dienſtes ganz und vollſtaͤndig . 
kennen zu lernen, um ſie in jedem vorkommenden Falle ſogleich auszuuͤben. Übertretung der 

Auch muß der Soldat die ihm ertheilten Dienſtinſtruktionen genau befol⸗ Sen e 
gen und niemals, ſey es durch Ausfiht auf Erlangung aͤußerer Vortheile oder Bewehrung u. 
durch irgend einen anderen Grund, von der Erfüllung feiner Pflichten bei Aus⸗ Behandlung 
: R ; ; ertrauter 
richtung ſeines Dienſtes ſich ee 1 4 laſſen. e 

rtikel 36. ände. 

Wer feine Waffen und Montirungsſtuͤcke, oder die ihm zur eigenen Bere Berbringen 
nutzung gegebenen Dienfigegenftände verdirbt, verderben läßt, oder ſich derſelben 1 + 
ohne Erlaubniß entaͤußert, hat Arreſt oder Feſtungsſtrafe bis zu einem Jahre, fen, Monti 
bei erſchwerenden Umſtaͤnden aber, insbeſondere wenn er ſeine Waffen, ſein andert eu 
Dienſtpferd oder das Futter deſſelben veruntreut, oder wenn die Beſchaͤdigung Gegenſtände. 
aus Bosheit verübt iſt, außer der Freiheitsſtrafe die Verſetzung in die zweite 
Klaſſe des Soldatenſtandes verwirkt. 

Artikel 37. 

Wer die dienſtlich ihm anvertrauten, nicht zu ſeiner eigenen Ausruͤſtung 
beſtimmten Dienſtgegenſtaͤnde veruntreut, iſt mit Verſetzung in die zweite Klaſſe 
des Soldatenſtandes und mit Arreſt oder mit Feſtungsſtrafe bis zu einem Jahre 


zu beſtrafen. 
Artikel 38. 


Wer aus Vorſatz oder aus Fahrlaͤſſigkeit unrichtige Rapporte, Meldun: 2) unrichtige 
gen oder Berichte erſtattet, iſt nach dem Grade der bewieſenen Fahrlaͤſſigkeit Nappo. 
oder der gehabten boͤswilligen Abſicht, ſo wie nach Maaßgabe der Groͤße des Berichte. 
Schadens, welcher daraus entſtanden iſt oder haͤtte entſtehen koͤnnen, mit Arreſt 
oder Feſtungsſtrafe bis zu drei Jahren, und nach Umſtaͤnden mit Verſetzung in 
die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes zu beſtrafen. 

Artikel 29. f 

Wer im Dienſte oder in Beziehung auf denſelben durch Geſchenke oder 3)Annapmevon 
Zuſicherung einer Belohnung zu Pflihtwidrigfeiten ſich bereitwillig zeigt oder See 
verleiten laͤßt, hat ſtrengen Arreſt oder eee bis zu ſechs Monaten, 
auch, nach Umſtaͤnden, Verſetzung in die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes, 
wenn es aber ein Unteroffizier iſt, mindeſtens die Degradation verwirkt. 

a Artikel 40. 

Wer ohne Erlaubniß von der Wache ſich entfernt, oder beim Kom- ) unerlaubte 
mando oder auf Märſchen ſeinen Platz ohne Erlaubniß verläßt, iſt, wenn es ang 
nicht in der Abſicht geſchehen iſt, um zu deſertiren, mit Arreſt; im Kriege aber beim omman. 
mindeſtens mit vierwoͤchentlichem ſtrengen Arreſte oder mit Feſtungsſtrafe bis zu 5 
ſechs Monaten zu beſtrafen. f 

Thut dies der Befehlshaber einer Wache oder eines Kommando's, ſo 
hat derſelbe Arreſt, oder nach Maaßgabe der vorhandenen Gefahr, des entſtan⸗ 
denen oder zu befuͤrchten geweſenen Nachtheils und des gegebenen verderblichen 
Beiſpiels, Feſtungsſtrafe bis zu fuͤnfjaͤhriger, im Kriege aber Feſtungsſtrafe bis 

zu 
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zu lebenswieriger Dauer, oder bei beſonders erſchwerenden Umſtaͤnden die Todes⸗ 
Strafe verwirkt. s 
7 f Artikel 41. 
5) Pflichtver⸗ Schildwachen oder einzelne Poſten, die ſich niederſetzen oder niederlegen, 
ee nen das Gewehr aus der Hand laſſen, Tabak rauchen, ſchlafen, uͤber die Grenzen 
und einzelnen ihres Poſtens hinausgehen, denſelben vor erfolgter Ablöfung e oder ſonſt 
Poſten. ihrer Dienſtinſtruktion entgegen handeln, ſind mit ſtrengem Arreſte von minde— 
ſtens vierzehn Tagen, im Kriege aber mit ſtrengem Arreſte von mindeſtens vier 
Wochen oder mit Feſtungsſtrafe bis zu zwei Jahren zu beſtrafen. 

War Gefahr vorhanden, oder iſt aus der Pflcchtverletzung Nachtheil 
entſtanden oder zu befuͤrchten geweſen, ſo iſt Feſtungsſtrafe bis zu zehnjaͤhriger, 
im Kriege aber Feſtungsſtrafe bis zu lebenswieriger Dauer, oder, bei beſonders 
erſchwerenden Umſtaͤnden, die Todesſtrafe verwirkt. 

Artikel 42. 

Wer als Befehlshaber einer Wache, als Schildwache oder als Poſten 
ein Verbrechen, welches er verhindern konnte und zu verhindern dienſtlich ver⸗ 
pflichtet war, wiſſentlich begehen läßt, ift ebenſo zu beſtrafen, als ob er zur Aus⸗ 
übung des Verbrechens thaͤtige Hülfe geleiftet hätte, und dieſe Strafe noch zu 
1 wenn er das Verbrechen aus gewinnſuͤchtiger Abſicht hat geſchehen 
aſſen. 

f. Artikel 43. 
6) Verletzung Wer einen ſeiner Beaufſichtigung anvertrauten Verhafteten aus Fahr⸗ 
Pachten ber laͤſſigkeit entkommen laßt, iſt mit Arreſt, und wer aus Vorſatz oder aus Furcht 
ewachung vor perſoͤnlicher Gefahr Dies gethan hat, mit ſtrengem Arreſt von mindeſtens vier 
von Arreſta⸗ Wochen oder mit Feſtungsſtrafe 4 Bu 602 Jahre zu beſtrafen. 
? rtifel AA. 

Befand der Entſprungene wegen Hochverraths, oder wegen eines ander - 
ren, im Geſetze mit Todesſtrafe bedroheten Verbrechens ſich in Haft und war 
demjenigen, der ihn hat entſpringen laſſen, dies bekannt, ſo hat 0 in ſo 
fern ihm nur Fahrlaͤſſigkeit zur Laſt fällt, Feſtungsſtrafe bis zu zehn Jahren, 
wenn er aber den Verhafteten aus Vorſatz oder aus Furcht vor perſoͤnlicher 
Gefahr hat entkommen laſſen, Verſetzung in die zweite Klaſſe des Soldaten⸗ 
Standes und Feſtungsſtrafe bis zu lebenswieriger Dauer oder, bei beſonders er⸗ 
ſchwerenden Umſtaͤnden, die Todesſtrafe verwirkt. 

Artikel 45. f 

Wer der von ſeinem Vorgeſetzten ihm befohlenen oder der ihm dienſtlich 
obliegenden Verhaftung eines Verbrechers ſich nicht unterzieht, iſt eben ſo zu 
beſtrafen, wie derjenige, der einen feiner Beaufſichtigung anvertrauten Verhaf—⸗ 
teten entkommen laͤßt. f 

Artikel 46. 


T. Vergehun⸗ Der Soldat muß ein geregeltes Leben fuͤhren und darf weder Schulden 
ae machen, noch der Trunkenheit oder anderen Ausſchweifungen ſich ergeben. — 
Zucht und Wer ein liederliches Leben führt, verliert die Kraft und Fahigkeit, die Pflichten 
Ordnung. ſeines Standes zu erfuͤllen. 

Artikel 47. 


2) gen Vom Zapfenſtreich bis zur Reveille muß jeder Unteroffizier und N 
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in ſeinem Quartiere ſeyn, wenn er nicht im Dienſte ſich befindet, oder von ſei⸗ fenſtreich u. un- 

nem Vorgeſetzten Erlaubniß erhalten hat, ſich anderwärks aufzuhalten. hung ds den 
Wer ohne Erlaubniß bis nach dem Zapfenſtreiche aus dem Quartiere Quartiere x. 

bleibt, oder in der Zeit vom Zapfenſtreiche bis zur Reveille ſich aus demſelben 

entfernt, oder den ihm ertheilten Urlaub uͤberſchreitet, hat mittleren Arreſt oder, 


bei beſonders erſchwerenden Umſtaͤnden, Feſtungsſtrafe bis zu ſechs Monaten 


verwirkt. 
Artikel 48. 

Trunkenheit außer Dienſt iſt, in der Regel disziplinariſch, mit Arreſt zu 2) Trunkenheit. 
beſtrafen. Wer aber betrunken in den Dienſt kommt, oder, nachdem er zum 
Dienſte kommandirt worden, ſich betrunken hat und dadurch zur Ausrichtung des 
Dienſtes untauglich geworden iſt, ſoll ebenſo wie derjenige, der im Dienſte ſich 
betrinkt, mit ſtrengem Arreſte bis zu ſechs Wochen beſtraft werden. 

Artikel 40. 

Wer ohne Genehmigung ſeines vorgeſetzten Kommandeurs Schulden ) Schulden⸗ 
macht, hat Arreſt bis zu vierzehn Tagen verwirkt. Werden aber dergleichen Ronen ohne 
Schulden aus Hang zu Ausſchweifungen gemacht, ſo tritt ſtrenger Arreſt von 5 
mindeſtens vierzehn Tagen oder nach Umſtaͤnden Feſtungsſtrafe bis zu ſechs 
Monaten ein. 

Artikel 50. 


Hazardſpiele ſind den Unteroffizieren und Soldaten gaͤnzlich unterſagt. ) Hazardſpiel. 
Wer dieſem Verbote zuwiderhandelt, ſoll mit ſtrengem Arreſte, im Wiederholungs- 
falle aber, und beſonders, wenn er aus dem Spiele ein Gewerbe macht, mit 
Feſtungsſtrafe bis zu einem Jahre beſtraft werden. 

Artikel 51. 

Wer ohne Genehmigung ſeines vorgeſetzten Kommandeurs ſich verhei- 5) Verheira⸗ 
rathet, iſt mit Arreſt von mindeſtens vier Wochen oder mit Feſtungsſtrafe bis „ 
zu ſechs Monaten zu beſtrafen. 5 

Artikel 52. 


Der Soldat ſoll mit ſeinen Kameraden in Eintracht leben, darf in c) Beleidigun⸗ 
Kampf, Noth und Gefahr ſie nicht verlaſſen und muß ihnen nach allen Kraͤften „„ 
Huͤlfe leiſten, wenn fie in erlaubten Dingen feines Beiſtandes beduͤrfen. Soldaten un⸗ 

Artikel 53. ter einander. 

Beleidigungen der Soldaten unter einander durch Worte, Geberden oder 
Zeichen, ſowie leichte thaͤtliche Beleidigungen und Schlaͤgereien derſelben unter 
ſich, ſind mit Arreſt; unter Unteroffizieren aber entweder mit Arreſt oder, bei 
befonders erſchwerenden Umſtaͤnden, mit Degradation zu beſtrafen. 

Artikel 54. 1 

Geht eine Schlägerei in erhebliche Koͤrperverletzungen über, fo tritt, nach 
Befinden der Schwere der zugefuͤgten Verletzung und der erfolgten oder nicht 
erfolgten völligen Wiederherſtellung des Verletzten, dreimonatliche bis zehnjaͤhrige 


Feſtungsſtrafe ein. 
Artikel 55. 
Die Unteroffiziere ſollen durch ruhiges, ernſtes und geſetztes Benehmen 3 
die Achtung und das Vertrauen ihrer Untergebenen ſich zu erwerben ſuchen, und fe rn much 


von denſelben nur ſolche Geſchaͤfte und Leiſtungen fordern, welche der Dienſt der Gewalt 
Jahrgang 1844. (Nr. 2483 45 mit gegen Unter 
ge 


ene. 


BE NE aa 


mit ſich bringt. Sie dürfen ihren Untergebenen den Dienſt nicht unnoͤthig ers 
ſchweren und dieſelben weder woͤrtlich beſchimpfen, noch thaͤtlich mißhandeln. 
Auch duͤrfen ſie ihr Anſehn nicht dazu mißbrauchen, um auf Koſten ihrer Unter— 
gebenen ſich Vortheile zu verſchaffen. 

5 d Artikel 56. 

Wer ſeine Dienſtgewalt gegen Untergebene zu Befehlen, die in keiner 
Beziehung zum Dienſte ſtehen, mißbraucht, von Untergebenen Geſchenke fordert, 
ohne Vorwiſſen des gemeinſchaftlichen Vorgeſetzten von ihnen Geld borgt oder 
Geſchenke annimmt, oder ſeine Untergebenen ſonſt durch ſein Anſehn veranlaßt, 
gegen ihn Verbindlichkeiten einzugehen, die ihnen nachtheilig ſind, iſt mit Arreſt 
oder, nach Umſtaͤnden, mit Degradation zu beſtrafen. 

Artikel 57. 

Wer ſich der Beſchimpfung eines Untergebenen durch Worte, Geberden 

oder Zeichen ſchuldig macht, hat Arreſt verwirkt. 
Artikel 58. 

Thaͤtliche Mißhandlung des Untergebenen iſt mit mittlerem Arreſte oder, 
insbeſondere im Wiederholungsfalle, mit Degradation und, nach Umſtaͤnden, mit 
Feſtungsſtrafe bis zu einem Jahre zu ahnden. i 

ft aber dem Gemißhandelten eine erhebliche Koͤrperbeſchaͤdigung zuge⸗ 
fügt worden, fo ſoll, nach Maaßgabe ihrer Schwere und ihrer Folgen, Feſtungs⸗ 
Strafe bis zu zehn Jahren eintreten. 
Artikel 59. 
W. Gemeine Der Soldat ſoll das Eigenthum des Staats und der Unterthanen gegen 
a jeden Angriff befhüsen. Deshalb find Diebſtahl und Betrug für den Solda⸗ 
ten beſonders ſchimpflich und ſtrafhar. 
f Artikel 60. 
Wer des Diebſtahls ſich ſchuldig macht, iſt mit Verſetzung in die zweite 
Klaſſe des Soldatenſtandes, Verluſt des Adels und achttaͤgigem bis ſechswoͤchent⸗ 
lichem ſtrengen Arreſte oder Feſtungsſtrafe, auch nach Umſtaͤnden mit koͤrperlicher 
Zuͤchtigung; im zweiten oder, bei beſonders erſchwerenden Umſtaͤnden, ſchon im 
erſten Wiederholungsfalle aber, mit geſchaͤrfter koͤrperlicher Zuͤchtigung, Ausſtoßung 
aus dem Soldatenſtande und Baugefangenſchaft zu beſtrafen. 


Artikel 61. 
e eee Wer einen Kameraden, welchem mit ihm aus dienſtlicher Veranlaſſung 
ei, ein gemeinſchaftlicher Aufenthaltsort angewieſen ift, Eßwaaren, Getraͤnke, Tabak, 
Ye oder Gegenſtaͤnde zur Reinigung oder zum Ausbeſſern der Sachen, zum eignen 


Gebrauche ohne Anwendung von Gewalt entwendet oder veruntreuet, ſoll zwar 
das erſtemal nur disziplinariſch mit ſtrengem Arreſte beſtraft werden. Geſchieht 
dies aber zum zweiten Male, oder iſt bei Veruͤbung des Vergehens Gewalt an 
Sachen angewendet, oder iſt das Vergehen von einem Unteroffiziere veruͤbt, ſo 

tritt die Strafe des Diebſtahls ein. 

Artikel 62. 

2) Fälschung Die Anfertigung falſcher militairiſcher Zeugniffe, Urlaubspaͤſſe oder anderer 
bons,irkanen. Legitimations⸗Urkunden, ſowie die Verfaͤlſchung von Urkunden und Zeugniſſen 
0. ebe dieſer Art, fol, inſofern dies nicht zur Erlangung eines unerlaubten Geldgewinnes 
588 250405 geſchehen und deshalb härtere Strafe verwirkt iſt, mit mittlerem oder eee 
ts 


— 2 — 


Arreſte von mindeſtens vier Wochen und, wenn das Verbrechen einen Mangel an 
ehrliebenden Geſinnungen verräth, mit Verſetzung in die zweite Klaſſe des Sol- 
datenftandes beſtraft werden. 

Artikel 63. 

Wer andere gemeine Verbrechen verübt, welche einen Mangel an ehr: 3) Andere 
liebenden Geſinnungen verrathen, hat, wenn das Verbrechen in den allgemeinen (ken welche 
Landesgeſetzen mit einer Freiheitsſtrafe von zehn Jahren und daruͤber, oder mit einen Mangel 
ſchimpflicher Ausſtellung, oder mit Staupenſchlag bedroht iſt, neben der danach e 
ihm aufzuerlegenden Strafe die Ausſtoßung aus dem Soldatenſtande; in allen verrathen. 
anderen Faͤllen aber außer der ſonſt ihn treffenden Strafe die Verſetzung in die 
zweite Klaſſe des Soldatenſtandes verwirkt. 9 Opmmide 

Artikel 64. Verbrechen, 

Werden gemeine Verbrechen von Unteroffizieren oder Soldaten im Kriege Ae ee 
unter Mißbrauch der militairiſchen Gewalt veruͤbt, fo iſt die ſonſt verwirkte brauch der mitt. 
Strafe zu verſchaͤrfen. 5 ele 

90. werden. 

Wer nach rechtskraͤftiger Verurtheilung, mag dieſelbe nach den Militair- u. Rückfall. 
Strafgeſetzen oder nach anderen Geſetzen erfolgt ſeyn, von Neuem ein Verbre— 
chen derſelben Art verübt, iſt, ſofern nicht fuͤr den Ruͤckfall in dieſes Verbrechen 
55 beſondere Strafe geſetzlich vorgeſchrieben iſt, mit geſchaͤrfter Strafe zu 
belegen. 

War wegen eines fruͤher veruͤbten gleichartigen militairiſchen Verbrechens 
auf Feſtungsſtrafe rechtskräftig erkannt, fo tritt bei Beſtrafung des Nückfalle 
ſtets neben der ſonſt verwirkten Strafe die Verſetzung in die zweite Klaſſe des 
Soldatenſtandes ein. 

Artikel 66. 

Wer, nachdem er wegen geringer militairiſcher Vergehungen bereits zwei— 
mal gerichtlich beſtraft worden, von Neuem zu beſtrafen iſt, kann neben der ver: 
wirkten Freiheitsſtrafe nach dem Ermeſſen des Kriegs- oder Standgerichts mit 
Verſetzung in die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes beſtraft werden. 

Unteroffiziere haben in ſolchen Faͤllen die Degradation verwirkt. 

Artikel 67. 

Die in vorſtehenden Artikeln für den Kriegszuſtand enthaltenen einzelnen IV. Anwend- 
Vorſchriften 1 auch in Friedenszeiten Anwendung finden, wenn bei außer- Für ven der 
ordentlichen Vorfaͤllen der kommandirende Offizier bei Trommelſchlag oder Trom-⸗Kriegszu⸗ 
petenſchall hat bekannt machen laſſen, daß dieſe Vorſchriften fuͤr die Dauer des ben Ben l 


eingetretenen außerordentlichen Zuſtandes angewendet werden wuͤrden. 40 nere bei 
außeror⸗ 
Schluß beſtim mung. Vor re 

Artikel 68. im Frieden. 


Ueberzeugt von dem Pflicht- und Ehrgefuͤhle der Unteroffiziere und Sol— 
daten erwarten Seine Koͤnigliche Majeſtaͤt, daß ſie, um den in den vorſtehen⸗ 
den Artikeln angedroheten Strafen nicht zu verfallen, ihre Pflichten gewiſſenhaft 
erfüllen, durch ehrenhafte Führung in und außer dem Dienſte ihren Mitbürgern 
ein Muſter ordentlichen und rechtſchaffenen Lebenswandels geben und nach Kräf: 
ten dazu beitragen werden, den guten Ruf des Preußiſchen Heeres im In- und 

(Nr. 2483.) Ab* Aus: 
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Auslande zu bewahren. Seine Koͤnigliche Majeftät werden diejenigen, die dieſen 
Erwartungen entſprochen, Ihres beſonderen Schutzes wuͤrdigen, ihnen fuͤr ihre 
treu geleiſteten Dienſte die verdiente Belohnung den beſtehenden Vorſchriften 
gemaͤß, durch ehrende Auszeichnungen, durch Anſtellung im Eivildienſte oder auf 
andere geeignete Art zu Theil werden laſſen. Auch ſoll ihnen nach Maaßgabe 
ihrer Fahigkeiten und Kenntniſſe der Weg zu den hoͤhern und felbft zu den 
hoͤchſten Stellen in der Armee offen ſtehen. 

Urkundlich haben Seine Koͤnigliche Majeſtaͤt vorſtehende Kriegs-Artikel 
eigenhändig unterſchrieben und mit Dero Inſiegel bedrucken laſſen. 

Sansſouci, den 27. Juni 1844. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Verordnung 


über 


die Anwendung der Kriegsartikel und insbeſondere der darin 
vorgeſchriebenen Militairſtrafen. 


Zum Zweck der gleihmäßigen Anwendung der unterm heutigen Tage erlaffenen 
Kriegsartikel und insbeſondere der darin vorgeſchriebenen Militairſtrafen, ver: 
ordne Ich, unter Aufhebung aller den neuen Kriegsartikeln und dieſer Verord⸗ 
nung entgegenſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen, was folgt: 


J. Ueber die Militairſtrafen und deren Anwendung. 


$. 1. 
1) Arreſtſtrafen. Der Arreſt iſt entweder gelinder, oder mittler, oder ſtrenger Arreſt. Au⸗ 
ßerdem findet, jedoch bloß wegen der disziplinariſch zu beſtrafenden Vergehen, 
auch noch Quartier- oder Kaſernenarreſt ſtatt. 


K. . 
Der gelinde Arreſt wird durch einfache Freiheitsentziehung in einem ein- 
ſamen Gefaͤngniſſe vollſtreckt. 


§. 3. 
Gelinder Arreſt findet gegen Unteroffiziere und Gemeine ſtatt. Gegen 
Gemeine darf jedoch wegen militairiſcher Verbrechen in der Regel nicht auf ge⸗ 
linden Arreſt erkannt werden. 


§. 4. 

Der mittlere Arreſt wird in einem einſamen Gefaͤngniſſe in der Art voll— 
ſtreckt, daß dem Arreſtaten der Sold entzogen, der Genuß von Tabak, Brannt⸗ 
wein und ahnlichen Beduͤrfniſſen waͤhrend der Strafjeit nicht geſtattet; drei 
Tage nur Waſſer und Brod und erſt am jedesmaligen vierten Tage die ge⸗ 
Tun warme Koſt verabreicht; fo wie die Bewegung in freier Luft auf 
einige Stunden unter ſicherer Aufficht nur an jedem vierten Tage erlaubt wird. 

$. 5. 


= u 


$ 5. 
Ueberſteigt der erkannte mittlere Arreſt die Dauer von ſechs Wochen, ſo 
iſt von dieſer Zeit ab, an jedem zweiten Tage dem Arreſtaten warme Koſt zu 
gewaͤhren und die Bewegung in freier Luft unter ſicherer Aufſicht auf einige 
Stunden zu geſtatten. A 
6 


Der ſtrenge Arreft wird in einem einſamen finſteren Gefaͤngniſſe, ohne 
Lagerſtaͤtte, welche dem Arreſtaten nur an jedem vierten Tage in dem Lokale des 
—— Arreſts zu gewaͤhren iſt, im Uebrigen aber gleich dem mittleren Arreſte 
vollſtreckt. 
Feſtungsſtraͤflinge erleiden den ſtrengen Arreſt geſchaͤrft, in einem am Fuß⸗ 
boden mit Latten verſehenen Gefaͤngniſſe. 

8. 7. 

Strenger Arreſt findet nur gegen gemeine Soldaten, und der mittlere 
Arreſt nur gegen Gemeine und Unteroffiziere ohne Portepée, Anwendung. 

Soll ein Portepee-Unteroffizier mittlern oder ſtrengen Arreſt, oder ein 
anderer Unteroffizier ſtrengen Arreſt erleiden, ſo muß zuvor die Degradation 
zum Gemeinen erfolgen. 


$. 8. 
Auf Arreſt unter vierundzwanzig Stunden darf bei militairiſchen Ver⸗ 
brechen von den Militairgerichten nicht erkannt werden. 


§. 9. 

Die laͤngſte Dauer des ſtrengen Arreſtes iſt ſechs Wochen, und die des 

mittleren und gelinden Arreſtes zwoͤlf Wochen, worüber in keinem Falle hinaus⸗ 
gegangen werden darf. 


§. 10. 
Feſtungsſtrafe findet nur gegen Gemeine und ſolche Unteroffiziere ſtatt, 2) Zeſtungs⸗ 
5 zu Gemeinen degradirt find. Ihre Dauer beträgt mindeſtens drei raff. 
onate. 


3 
Die Feſtungsſtrafe wird durch Einſtellung in eine Feſtungs⸗Strafabthei⸗ 
lung nach den darüber beſtehenden beſonderen Vorſchriften in der Art vollſtreckt, 
daß die Straͤflinge unter militairiſcher Aufſicht mit den gewoͤhnlichen Feſtungs⸗ 
oder ſonſtigen Militairarbeiten beſchaͤftigt und außer der Arbeitszeit eingeſchloſſen 
gehalten werden. 


F. 12. 

Die Zeit einer erlittenen Feſtungsſtrafe ſoll als Dienſtzeit im ſtehenden 
Heere nicht angerechnet werden. 3 
1 


Auf Baugefangenſchaſt iſt nur gegen Perſonen zu erkennen, welche mit ) Baugefan- 
Ausſtoßung aus dem Soldatenſtande zu beſtrafen find. Bi, are 


§. 14. 

Die Baugefangenſchaft wird nach den daruͤber beſtehenden beſonderen 
Vorſchriften unter militairiſcher Aufſicht in einer Feſtung vollſtreckt. Die Ge⸗ 
fangenen werden gefeſſelt gehalten und mit ſchweren Arbeiten beſchaͤftigt. 

(Nr. 2183.) §. 1 


A) Todesſtrafe. 


5) Degradas 
tion. 
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$. 15. 

Wenn zur Vollſtreckung der Baugefangenſchaft Feine Gelegenheit vor— 
handen oder dieſe Strafart wegen koͤrperlicher Unfaͤhigkeit des Angeſchuldig⸗ 
88 x den Arbeiten der Baugefangenen nicht anwendbar iſt, tritt Zuchthaus⸗ 

trafe ein. 


§. 16. 

Die wegen militairiſcher Verbrechen verwirkte Todesſtrafe iſt durch Er— 
ſchießen oͤffentlich zu vollſtrecken. 

Es find dazu 18 Mann zu kommandiren, welche in drei Gliedern hin- 
tereinander dergeſtalt aufzuſtellen ſind, daß das erſte Glied in einer Entfernung 
von fuͤnf Schritt dem Delinquenten gegenuͤber ſteht. Im Uebrigen ſind dabei 
die in der Kriminalordnung hinſichtlich der Vollſtreckung von Todesſtrafen be— 
ſonders vorgeſchriebenen Foͤrmlichkeiten zu beachten. 

$. 17 


Degradation findet nur gegen Unteroffiziere und zwar, außer den in den 
Kriegsartikeln beſonders vorgeſchriebenen Faͤllen, alsdann ſtatt: 
1) wenn maß e in die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes ein⸗ 
treten muß; 
2) wenn Portepée⸗ Unteroffiziere ein mit mittlerem oder ſtrengem Arreſte 
oder mit Feſtungsſtrafe bedrohtes Verbrechen, ſo wie 
3) wenn Unteroffiziere ohne Portepée ein mit ſtrengem Arreſte oder Feſtungs⸗ 
ſtrafe vorgeſehenes Verbrechen veruͤben. 
Werden Portepee-Unteroffiziere degradirt, fo verlieren fie zugleich das Recht, 
das Portepee zu tragen. 


f §. 18. 

Die Verſetzung in die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes findet nur ge⸗ 
gen Gemeine und ſolche Unteroffiziere ſtatt, welche degradirt werden. 

Wenn dieſe Strafe eintritt, muß zugleich auf den Verluſt der National⸗ 
Kokarde (und des National-Militairabzeichens, in ſofern der zu Verurtheilende 
zu einem Truppentheile gehört, wo daſſelbe getragen wird), fo wie der Kriege: 
Denkmuͤnze, der Dienſtauszeichnung und aller andern Ehrenzeichen erkannt wer⸗ 
den, mit Ausnahme derjenigen, deren Verluſt, gleichwie der Verluſt der Orden, 
nach den darüber beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen nur von Uns Allerhoͤchſt 
Selbſt ausgeſprochen werden darf. 

Wer in der zweiten Klaſſe des Soldatenſtandes ſich befindet, kann 

1) mit koͤrperlicher Zuͤchtigung belegt werden und 
2) die erworbenen Verſorgungsanſpruͤche nicht geltend machen. 
§. 19. 

Die Wiederaufnahme eines Soldaten der zweiten Klaſſe in die erſte 
Klaſſe des Soldatenſtandes darf ohne Unſere beſondere Genehmigung nicht er⸗ 
folgen und hinſichtlich der Soldaten des Dienſtſtandes erſt nach Verlauf eines 
Jahres, hinſichtlich der zum Beurlaubtenſtande gehörenden Individuen aber nach 
ſechs Monaten, ſeit Verbuͤßung der außerdem erkannten Freiheitsſtrafe, wenn 
ſie bis dahin vorwurfsfrei ſich betragen haben, in dem durch die Order vom 
18. März 1839. (Militair⸗Geſetzſammlung, Band II. Seite 124.) vorgeſchrie⸗ 
benen Dienſtwege in Antrag gebracht werden. 
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In Abſicht auf die Folgen der von Uns beſtaͤtigten Zuruͤckverſetzung in 
die erſte Klaſſe des Soldatenſtandes behält es bei den Beſtimmungen der Order 
vom 18. März 1839. fein Bewenden. 

. 20. 

Die Ausſtoßung aus dem Soldatenſtande findet ſowohl gegen Unterof- 2) Ausſoßung 
fiziere bei gleichzeitiger Degradation, als gegen Gemeine ſtatt. Dieſe Strafe Am, 
hat zur unmittelbaren Folge: Rande. 

1) den Verluſt der bekleideten Charge und der damit verbundenen Rechte 

eee fo wie aller durch den Dienſt erworbenen An⸗ 
pruche; 

2) die Unfähigkeit, im Staats- oder Kommunaldienſte ein Amt oder eine 

Ehrenſtelle zu bekleiden. 
Auch muß bei der Ausſtoßung aus dem Soldatenſtande zugleich auf den Verluſt 

a) des Adels, 

b) der Nationalkokarde und der aberkennungsfaͤhigen Ehrenzeichen ($. 18.), 

c) aller Ehrenrechte, a 
ausdruͤcklich erkannt werden. 


5. 21. 

Die koͤrperliche Zuͤchtigung iſt durch Schläge mit einem Roͤhrchen zu s) Körperliche 
vollziehen. Dieſe Strafe darf nicht oͤffentlich und vor den Augen des Publi- Züchtigung. 
kums, ſondern nur in einem abgeſonderten Raume, im Beiſeyn der Kameraden 
und unter Aufſicht eines Offiziers, von einem Unteroffiziere oder Gefreiten voll⸗ 
zogen werden. 

Bei der Vollſtreckung iſt der zu Zuͤchtigende mit einem alten Rock be⸗ 
kleidet vorzufuͤhren. 

In keinem Falle darf auf mehr als vierzig und nicht auf weniger als 
zehn Stockſchlaͤge erkannt werden. Die Vertheilung derſelben auf mehrere 
Tage iſt unzuläffig. 

22 


$. 22. 
Laͤßt der Geſundheitszuſtand des zu Beſtrafenden die Anwendung der 
koͤrperlichen Zuͤchtigung nicht zu, fo tritt ſtatt derſelben Freiheits ſtrafe ein. 


23. 

Durch die Vermoͤgenskonfiskation verliert der Verurtheilte das geſammte o) Bermögens 
Vermoͤgen, welches er im Inlande beſitzt, oder kuͤnftighin erhaͤlt. Konſiskation. 
enn auf Konfisfation des Vermoͤgens zu erkennen iſt, fo muß dafs 
ſelbe der Regierungs-Hauptkaſſe der heimathlichen Provinz des Verurtheilten 

zugeſprochen werden. 


§. 24. 

Iſt in den Kriegsartikeln Arreſt im Allgemeinen und ohne nähere Be- 10) Besondere 
zeichnung des Grades deſſelben angedroht, fo find darunter alle drei Arreſtgrade gata 
begriffen. der Mills 

x r 8 
$. 25. talrſtrafen. 


Iſt bei Androhung von Arreſtſtrafen das niedrigſte Strafmaaß nicht 
angegeben, ſo kann die Strafe innerhalb der Grenzen der Disziplinarſtrafgewalt 
im Disziplinarwege verhaͤngt werden, inſofern unter den obwaltenden Umſtaͤnden 
eine härtere Strafe nicht verwirkt ſeyn follte. 

(Nr. 2483.) §. 26. 
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$. 26. - 
Treffen bei der Beſtrafung mehrere Verbrechen zuſammen, wofür nur 
Arreſtſtrafen angedroht ſind, ſo iſt auf den haͤrteſten gegen den zu Beſtrafenden 
zuläffigen Arreſtgrad zu erkennen. 
Ueberſteigt in dieſen Faͤllen die Summe mehrerer zuſammentreffender 
Arreſtſtrafen die laͤngſte zulaͤſſige Dauer des haͤrteſten Arreſtgrades, fo tritt ver- 
haͤltnißmaͤßige Feſtungsſtrafe ein. 


§. 27. 
Kann auf Maͤrſchen, im Lager oder ſonſt den ortlichen Umſtaͤnden nach, 
die Anwendung der Arreſtſtrafen gegen Unteroffiziere und Gemeine nicht Statt 
finden, fo ſoll für die Dauer der Strafzeit ſtatt des gelinden und mittlern Ar— 
reſtes, Entziehung gewohnter Beduͤrfniſſe, z. B. des Branntweins und des 
Tabaks, und bei Gemeinen zugleich vorzugsweiſe Heranziehung zu vorkommen— 
den Arbeiten eintreten; ſtatt des ſtrengen Arreſtes aber Anbinden an einen Baum 
2798 3 eine Wand, dergeſtalt, daß der Beſtrafte ſich nicht niederlegen oder 
etzen kann. 
Dieſes Anbinden darf jedoch den Zeitraum von drei Stunden täglich 
nicht uͤberſteigen und muß, wo Wege an einem einſamen Orte erfolgen. 
28. 


Iſt auf Degradation nur aus den im §. 17. Nr. 2. und 3. angeführten 
Gruͤnden gegen einen Unteroffizier zu erkennen und das Verbrechen an ſich nicht 
von der Art, daß der Schuldige unwuͤrdig erſcheint, Unteroffizier zu bleiben, ſo 
koͤnnen die Kriegs⸗ und Standgerichte von der Degradation abgehen und 

1) ſtatt des ſtrengen oder mittlern Arreſtes gegen Portepée-Unteroffiziere 
auf gelinden Arreſt oder, wenn dieſer die Dauer von zwoͤlf Wochen 
uͤberſteigen wuͤrde, auf Feſtungsarreſt, gegen andere Unteroffiziere aber 
ſtatt des ſtrengen Arreſtes auf mittleren Arreſt; 
ſtatt der Feſtungsſtrafe, wenn ſie die Dauer von ſechs Monaten nicht 
uͤberſteigen wuͤrde, gegen Portepée-Unteroffiziere auf Feſtungsarreſt, 
gegen andere Unteroffiziere aber, wenn die Feſtungsſtrafe nicht drei 
Monate uͤberſteigen wuͤrde, auf mittleren Arreſt erkennen. 

§. 29 


Gegen Portepée-Faͤhnriche, gegen junge Leute, welche auf Befoͤrderung 
zum Offiziere dienen, und gegen einjährige Freiwillige kann Feſtungsarreſt ſtatt 
der Feſtungsſtrafe in allen Faͤllen erkannt werden, wenn nicht zugleich die Ver⸗ 
ſetzung in die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes verwirkt iſt. 


§. 30. 
Der Feſtungsarreſt darf in den Faͤllen der SS. 28. 29. auf die Dienſt⸗ 
Zeit im ſtehenden Heere nicht angerechnet werden. 


§. 31. 
Iſt aus irgend einem Grunde an die Stelle einer Militairſtrafe eine an⸗ 
dere derartige Strafe zu ſetzen, fo iſt f 
1) eine Woche ſtrengen Arreſts zwei Wochen mittleren und vier Wochen 
gelinden Arreſt, 
2) vier Monat Feſtungsſtrafe ſechs Monaten Feſtungsarreſt, 
3) der Feſtungsarreſt dem gelinden Arreſte, 


2 


— 


4) ein 
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4) ein Jahr Feſtungsſtrafe acht Monat Baugefangenſchaft, 
5) koͤrperliche Zuͤchtigung von 20 Hieben einer Woche ſtrengen Arreſts und 
6) die Degradation i e 
a. vom Portepee-Unteroffiiere zum Gemeinen einer ſechs monatlichen, 
b. vom Unteroffiziere ohne Portepee zum Gemeinen aber einer drei⸗ 
monatlichen Feſtungsſtrafe 
gleichzuſtellen. h 
In den Faͤllen zu Nr. 6. Lit. a. und b. iſt die Dauer der zu erkennen⸗ 
den Freiheitsſtrafe nach dem 8 Verhaͤltniſſe abzukuͤrzen. 
3 


32. 

Wo die Ausſtoßung aus dem Soldatenſtande vorgeſchrieben iſt, muß 
gegen Landgendarmen mit denſelben Folgen auf Ausſtoßung aus der Gendar⸗ 
merie erkannt werden. 

Wo Degradation neben oder ohne Verſetzung in die zweite Klaſſe des 
Soldatenſtandes Statt findet, iſt gegen Landgendarmen ſtets auf Entlaſſung 
aus der Gendarmerie zu erkennen. 

Auch muß auf dieſe Entlaſſung jederzeit erkannt werden, wenn ein Land⸗ 
Gendarm wegen Verletzung feiner Amtspflichten zum drittenmale mit der ordent— 
lichen geſetzlichen Strafe belegt wird. 

S. 38. 5 

Gegen Invaliden iſt, wenn ſie die Verſetzung in die zweite Klaſſe des 
Soldatenſtandes verwirkt haben, bei militaͤriſchen Verbrechen ſtatt dieſer Strafe, 
bei gemeinen Verbrechen aber neben derſelben, jederzeit auf Entlaſſung aus dem 
Militaͤrverhaͤltniſſe kriegsrechtlich zu erkennen. 


§. 34. 
Auf Perſonen des Soldatenſtandes, die nicht Unteroffiziere oder Gemeine 
ſind und auch nicht den Offizierrang haben, finden nach Maaßgabe ihres Mi⸗ 
litaͤrranges die gegen Unteroffiziere und Gemeine zulaͤſſigen Strafarten Anwendung. 


II. Ueber die Zumeſſung, Milderung und Schaͤrfung der Strafen. 


§. 35. 
Hat an einem im Komplott begangenen Verbrechen ein Vorgeſetzter 4 Im Ange- 
Theil genommen, fo iſt er mit der Strafe des Anſtifters zu belegen. Haben meinen. 
mehrere Vorgeſetzte an einem ſolchen Verbrechen Theil genommen, ſo trifft den 
hoͤchſten unter ihnen, bei gleichem Dienſtgrade aber den Dienftälteften die Strafe 
des Anſtifters. j 
36. 


Bei Verbrechen gegen die Subordination, ſowie bei allen in Ausuͤbung 
des Dienſtes begangenen Verbrechen, ſoll der Zuſtand der Trunkenheit des An- 
geſchuldigten die Anwendung der geſetzlichen Strafe nicht ausſchließen. 

§. 37 


Wird durch die Ausfuͤhrung eines Befehls in Dienſtſachen ein Straf— 
Geſetz verletzt, ſo iſt dafuͤr der befehlende Vorgeſetzte in der Regel allein ur 
antwortlich. 
5 22 trifft jedoch den gehorchenden Untergebenen die Strafe des Theil- 
nehmers: 
Jahrgang 1844. (Nr. 2483.) 46 1) wenn 
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1) wenn er den ihm ertheilten Befehl uͤberſchritten hat, oder 
2) wenn ihm bekannt geweſen, daß der Befehl des Vorgeſetzten eine 
Handlung betraf, welche offenbar ein Verbrechen bezweckte. 
§. 38. 

Unbekanntſchaft mit den Beſtimmungen der Kriegsartikel und nicht er— 
folgte Ableiſtung des Dienſteides darf weder als ein Grund zur Aufhebung der 
Strafbarkeit, noch zur Milderung der Strafe angeſehen werden. 

39 


Bei der Zumeſſung der in den Kriegsartikeln angeordneten Strafen 
ſollen die hoͤheren Grade derſelben jedesmal eintreten: 

1) gegen Vorgeſetzte, welche an Verbrechen Untergebener Theil nehmen; 

2) wenn Verbrechen unter Mißbrauch der Waffen oder der dienſtlichen 
Autorität, oder waͤhrend der Ausübung des Dienſtes begangen werden; 

3) wenn militairiſche Verbrechen bei kriegfuͤhrenden Truppen, oder unter 
Gewehr, oder vor verſammeltem Kriegsvolke — d. h. vor einer im 
Dienſte oder in dienſtlicher Ordnung verſammelten Mannſchaft von 
mindeſtens drei Perſonen — begangen werden; 

4) wenn bei militairiſchen Verbrechen ſich Mehrere zuſammenrotten, oder 
derſelben in Gegenwart einer Volksmenge ſich ſchuldig machen; 

5) wenn der Verbrecher bei ſeiner Vernehmung vor Gericht frecher Luͤgen 
ſich ſchuldig macht. 


§. 40. N 
In Fallen, wo eine Verlängerung oder Schaͤrfung der Strafe in den 
Kriegsartikeln vorgeſchrieben iſt, darf dieſe das beſtimmte hoͤchſte Maaß, nicht 
aber das Doppelte deſſelben überfteigen, inſofern nicht die Ueberſchreitung des 
beſtimmten hoͤchſten Maaßes ausdruͤcklich unterſagt iſt, wie bei dem gelinden, 
mittlern und ſtrengen Arreſt und bei der koͤrperlichen Zuͤchtigung (88. 9. u. 21.). 
A §. 41 


B. Insbeſon⸗ Des Verbrechens der Deſertion macht ſich ſchuldig, wer nach dem Ein⸗ 
28 vg, Mitte in den Soldatenſtand feinen militairiſchen Dienſtverhaͤltniſſen durch Ent: 
Artikel 9— 10. weichung ſich entzieht. 


§. 42. | 
Bei Unteroffizieren und Gemeinen des Dienftftandes gilt, fo lange ſie 
nicht das Gegentheil beweiſen, die Vermuthung fuͤr das Verbrechen der De⸗ 
ſertion, wenn ſie N 
a. ohne Urlaub von ihrem Truppentheile oder Kommando ſich entfernen 
und in Friedenszeiten uͤber 48 Stunden, in Kriegszeit aber uͤber 
24 Stunden ausbleiben; 
b. den auf beſtimmte Zeit erhaltenen Urlaub länger als acht Tage uͤber⸗ 
ſchreiten, oder, falls ſie vor Ablauf des Urlaubs zuruͤckberufen werden, 
ſich nicht ſofort geſtellen; ö 
c. in Kriegszeiten es unterlaſſen, dem Truppentheile, von welchem fie ab⸗ 
gekommen ſind, oder dem naͤchſten Truppentheile ſobald als moͤglich 
ſich anzuſchließen; oder 5 
d. naß beendigter Kriegsgefangenſchaft nicht ſofort bei den Truppen ſich 
melden. 


Gegen 
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§. 43. 0 
Gegen die auf unbeſtimmte Zeit von ihren Truppentheilen Beurlaubten 
und gegen Reſerviſten gilt, bis zum Nachweiſe des Gegentheils, die Vermuthung 
fuͤr das Verbrechen der Deſertion: 
a. 8 fie ohne Erlaubniß auswandern oder in fremde Kriegsdienſte 
treten; ö 
b. wenn ſie 1 5 
1) nach Empfang der Einberufungsorder von ihrem bisherigen Wohn⸗ 
orte ohne Erlaubniß ſich entfernen oder ſich verſteckt halten; oder 
2) die vorgeſchriebene Meldung ihrer Aufenthaltsveraͤnderung bei den 
Landwehrbehoͤrden unterlaſſen haben, 
und ſich auch dann nicht einfinden oder melden, ſobald eine oͤffentliche 
Aufforderung erfolgt oder der Krieg ausbricht. 
8. 4 


$. AA. 

Wer nach feiner Entweichung im Frieden innerhalb Jahresſriſt freiwillig 
zuruͤckkehrt, iſt mit dem niedrigſten Grade der verwirkten Freiheitsſtrafe zu be⸗ 
legen, und wenn er ſich im erſten Veruͤbungsfalle befindet, ſo kann bei beſonders 
mildernden Umſtaͤnden von der fuͤr das Verbrechen der Deſertion im Kriegs⸗ 
Artikel 13. außerdem vorgeſchriebenen Strafe abgegangen werden. 


§. 45. 
Auf ein erhoͤhetes Strafmaaß innerhalb der geſetzlich vorgeſchriebenen 
Grenzen iſt gegen diejenigen Deſerteure zu erkennen, welche 
1) entwichen ſind, waͤhrend ſie mit einer Dienſtleiſtung beauftragt waren; 
2) von ihren Montirungsſtuͤcken ſolche mitgenommen haben, deren ſie 
nicht nothwendig zu ihrer Bekleidung bedurften; 
3) unter Mitnahme ihrer Waffen oder ihres Dienſtpferdes entwichen ſind; 
4) die Entweichung mit Gewalt an Sachen verübt, oder 
50 ee ee ihres Verbrechens einen falſchen Namen ſich bei⸗ 
gelegt haben. 


§. 46. N 
Auf geſchaͤrfte Freiheitsſtrafe iſt gegen Deſerteure zu erkennen, wenn fie 
1) vor ihrer rechtskraͤftigen Verurtheilung wegen Deſertion, dieſes Ver⸗ 
brechen wiederholen; N 
2) bereits wegen Deſertion im Frieden rechtskraͤftig verurtheilt ſind und 
das Verbrechen der Deſertion im Kriege begehen; 
3) zum Dienſtſtande gehören und in auslaͤndiſche Militairdienſte treten; 
4) in Friedenszeiten entweichen, nachdem ſie vorher ſchon wegen Deſertion 
im Kriege mit Strafe belegt worden. ; 
In dem Falle zu A. ſoll mindeſtens vierjaͤhrige Feſtungsſtrafe eintreten, welche 
bei erſchwerenden Umſtaͤnden bis auf sehn Jahre verſchaͤrft werden kann. 
§. 4 


Gegen Deſerteure, welche nach dem Atteſte eines Militairarztes zur Auf⸗ 
nahme in eine Feſtungs⸗Strafſektion, ſowie zur Fortſetzung des Militairdienſtes 
untauglich ſind, iſt, inſofern nicht Ausſtoßung aus dem Soldatenſtande eintreten 
muß, auf Entlaſſung aus dem Mllitairverhaͤltniſſe und, ſtatt der geſetzlich ver⸗ 
wirkten Feſtungsſtrafe, auf verhaͤltnißmaͤßige Zuchthausſtrafe zu erkennen. 

(Nr. 2483.) 46* F. 48. 
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§. 48. 
Die Beſtimmungen der allgemeinen Strafgeſetze wegen der Verjaͤhrung 
finden keine Anwendung auf das Verbrechen der Deſertion, deſſen Strafbarkeit 
durch Verjaͤhrung niemals aufgehoben wird. 


§. 49. 
Diejenigen Perſonen des Dienſtſtandes, welche im Frieden entweichen 
und innerhalb acht und vierzig Stunden, oder, wenn ſie auf beſtimmte Zeit be⸗ 


urlaubt waren, innerhalb acht Tagen nach Ablauf des Urlaubs freiwillig zuruͤck⸗ 


Zu Kriegs⸗ 
Artikel 11 —12. 


Zu Kriegs⸗ 
Artikel 14. 


kehren, imgleichen Arreſtaten, welche, ohne die Abſicht ihren militairiſchen Dienft- 
Verhaͤltniſſen ſich zu entziehen, heimlich aus dem Arreſte ſich begeben, ſind nicht 
mit der Strafe der Deſertion, ſondern nach Kriegsartikel 47. mit der Strafe 
der unerlaubten Entfernung aus dem Quartiere zu belegen. 

Gleiche Beſtrafung tritt ein, wenn Invaliden, welche zu beſonderen 
Dienſtleiſtungen nicht kommandirt ſind, aus den Invaliden⸗Verſorgungsanſtalten 
(Invalidenhaͤuſern, Veteranenſektionen ꝛc.) entweichen. 


$. 50. 
Militairſtraͤflinge, welche aus der Strafabtheilung entweichen, ſind jeder⸗ 
zeit mit koͤrperlicher Zuͤchtigung zu belegen. 
Außer dieſer Strafe trifft ſie 
a) in Friedenszeiten ſechswoͤchentlicher ſtrenger Arreſt und Verſetzung in 
die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes, 
b) im Wiederholungsfalle, ſowie in Kriegszeiten, die Strafe der Deſertion 
nach Kriegsartikel 9. und folgende. Jedoch ſoll bei Beſtimmung der 
Strafe der wiederholten Entweichung die erſte Entweichung aus der Straf⸗ 
Abtheilung (itt. a.) nicht als ein Deſertionsfall mitgerechnet werden. 


§. 51. 
Liegt bei einer im Komplott ausgefuͤhrten Deſertion ein Ruͤckfall zur 
Beſtrafung vor, ſo iſt die wegen der Deſertion an ſich verwirkte Freiheitsſtrafe 
durch Verlaͤngerung um fuͤnf bis zehn Jahre zu verſchaͤrfen. 


§. 52. 

Iſt in Faͤllen, wo ein Komplott zur Deſertion gemacht worden, die De: 
ſertion nicht ausgeführt, und liegt der Fall eines beendigten Verſuchs vor, ſo 
iſt die Strafe der Theilnehmer und in Friedenszeiten auch die Strafe des An⸗ 
ſtiſters und Raͤdelsfuͤhrers auf zwei Drittel, liegt aber der Fall eines nicht be⸗ 
endigten Verſuchs vor, auf die Haͤlfte der Strafe herabzuſetzen, welche zu er⸗ 
kennen geweſen ſeyn wuͤrde, wenn die Deſertion zur Ausfuͤhrung gekommen waͤre. 


§. 53 

Gegen Perſonen des Soldatenſtandes, welche nach einem Gefechte oder 
Ruͤckzuge vermißt werden und innerhalb eines Jahres nach geſchloſſenem Frieden 
und nach Auslieferung der Gefangenen von ihrem Leben und Aufenthalte keine 
Nachricht geben, tritt, nach fruchtloſer Vorladung durch die oͤffentlichen Blätter, 
die Vermuthung des erfolgten Todes ein, und es findet gegen fie das Kontu⸗ 
mazialverfahren zum Zwecke der Vermoͤgenskonfiskation nicht ſtatt, inſofern ſich 
nicht ſpaͤter ermittelt, daß ſie des Verbrechens der Deſertion ſich ſchuldig ge— 

macht haben. 5 
. 54. 
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$. 54. | 

Auf Verſetzung in die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes und dreijährige zu Kriegs- 
bis lebenswierige Feſtungsſtrafe oder, bei beſonders erſchwerenden Umſtaͤnden, tt 21. 
auf die Todesſtrafe iſt nach Kriegsartikel 21. zu erkennen, wenn aus der Ver⸗ 
uͤbung des Verbrechens der Feigheit Nachtheil entſtanden oder zu befürchten 
geweſen iſt, insbeſondere, wenn dadurch Preußiſche Unterthanen oder Verbuͤn— 
dete in Gefangenſchaft gerathen, oder verwundet worden ſind, oder das Leben 
verloren haben. f 

Legt dagegen in den nach dieſem Kriegsartikel zu beſtrafenden Faͤllen der 
Angeſchuldigte vor feiner Verurtheilung oder vor Vollſtreckung der Strafe her⸗ 
vorſtechende Beweiſe von Muth ab, ſo kann die Strafe unter das niedrigſte 
geſetzliche Maaß herabgeſetzt, oder nach Umſtaͤnden ganz erlaſſen werden. 


§. 55. 

Hat zu einem Verbrechen gegen die Subordination der Vorgeſetzte u Kriegs- 
durch Ueberſchreitung der Grenzen ſeiner rechtmaͤßigen Gewalt, oder durch her— Fe 23 und 
abwuͤrdigende Behandlung des Untergebenen Anreiz gegeben, fo iſt dies nicht ö 
allein ein Milderungsgrund bei Zumeſſung der Strafe, ſondern es kann als— 
dann auch in den Faͤllen des Kriegsartikels 25., wo Todesſtrafe verwirkt ſeyn 
wuͤrde, ſtatt derſelben auf zehnjaͤhrige bis lebenswierige Feſtungsſtrafe erkannt, 
wo aber danach Feſtungsſtrafe eintritt, bis auf das Maaß von fuͤnf Jahren 
herabgegangen werden. 


§. 56. ’ 
Nach Kriegsartikel 32. ift zu beſtrafen, wer im Kriege ohne Erlaubniß Zu Kriegs. 
des kommandirenden Generals, oder gegen ein ausdruͤckliches Verbot, Sachen Artikel 32 
der feindlichen Unterthanen gewaltſam wegnimmt, oder dieſe gewaltſame Weg⸗ 
nahme gegen. Bewohner der Preußiſchen Lande oder gegen Unterthanen einer 
verbuͤndeten oder neutralen Macht ausuͤbt, oder unter dem Vorwande, daß er 
zu einer Dienſtleiſtung detachirt oder kommandirt ſey, Geld oder Gut von 
Preußiſchen oder fremden, ſelbſt feindlichen Unterthanen erpreßt. 
Wird die Pluͤnderung oder Erpreſſung im Komplott veruͤbt, ſo ſind 
Anſtifter und Raͤdelsfuͤhrer mit der Todesſtrafe, die uͤbrigen Theilnehmer aber 
mit Verſetzung in die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes, koͤrperlicher Zuͤchti⸗ 
gung und mehrjähriger bis lebenswieriger Feſtungsſtrafe oder, bei beſonders er: 
ſchwerenden Umſtaͤnden, mit der Todesſtrafe zu belegen. 
$. 57. 
Alle von Schildwachen, einzelnen Poſten oder bewaffneten Patrouilleurs Zu Kriegs, 
begangene Verbrechen find, inſofern dafür nicht beſondere Strafe angeordnet Mit 11-az, 
iſt, mit geſchaͤrfter Strafe zu belegen. 


§. 58. 

Wachen oder Land⸗Gendarmen, welche in Ausübung des Dienſtes ſich Zu Kriegs⸗ 
des Mißbrauchs ihrer Dienſtgewalt ſchuldig machen, ſind ebenſo zu beſtrafen, wie Beil 56. und 
en welche ſich ein ſolches Verbrechen gegen Untergebene zu Schulden 
ommen laſſen. 

Machen ſie ſich des Mißbrauchs ihrer Dienſtgewalt gegen Perſonen 
ſcaadig welche außer dieſem Dienſtverhaͤltniſſe ihre Vorgeſetzten find, fo iſt 25 
Fr. 2483.) ei 


u Kriegs⸗ 
rtikel 60, 
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bei Zumeſſung der Strafe als ein Erſchwerungs- und nach Umſtaͤnden als ein 
Schaͤrfungsgrund zu betrachten. 


$. 59. 

Bei Zumeſſung der Strafe für die in den Artikeln 86 — 58. genann⸗ 
ten Verbrechen iſt auf die Groͤße und die Folgen des zugefuͤgten Unrechts 
Ruͤckſicht zu nehmen. Auch iſt es als ein Erſchwerungsgrund anzuſehen, wenn 
die Mißhandlung gegen eine Perſon veruͤbt worden, die ſich unverkennbar im 
Zuſtande der Trunkenheit befand. 


4 §. 60. 

Kleiner gemeiner Diebſtahl iſt das erſte Mal mit achttaͤgigem bis vier⸗ 
woͤchentlichem ſtrengen Arreſte; großer gemeiner Diebſtahl aber mit ſtrengem Ar⸗ 
reſte von mindeſtens vier Wochen oder mit Feſtungsſtrafe zu beſtrafen. 

§. 61. 

Wer zum zweiten Male einen gemeinen Diebſtahl verübt, den ſoll koͤr⸗ 
perliche Zuͤchtigung und Verdoppelung der Freiheitsſtrafe treffen, die er ver⸗ 
wirkt haben wuͤrde, wenn er den Diebſtahl zum erſten Male begangen hätte. 


§. 62. A 
Diebſtahl unter erſchwerenden Umftänden iſt mit koͤrperlicher Zuͤchtigung 
und ſtrengem Arreſte von mindeſtens vier Wochen oder Feſtungsſtrafe zu beſtrafen. 


| §. 63. 

Mit der Strafe des Diebſtahls unter erſchwerenden Umſtaͤnden iſt der⸗ 

jenige zu belegen, welcher 

a) Gegenſtaͤnde aus Lazarethen, Montirungs⸗Kammern, Magazinen oder 
Werkſtaͤtten der Truppen entwendet; 

b) feinen Kameraden, dem mit ihm aus dienſtlicher Veranlaſſuug ein ge⸗ 
meinſchaftlicher Aufenthaltsort angewieſen ift, beſtiehlt; 

c) der Entwendung an Sachen des Offiziers, zu welchem er als Ordon⸗ 
nanz oder als Burſche kommandirt iſt, ſich ſchuldig macht; 

d) et Quartierwirth oder zu deſſen Hausſtand gehörige Perſonen be 

iehlt; 

e) einen Diebſtahl an der Habe der feiner Aufſicht anvertrauten Verhaf⸗ 
teten oder Kriegsgefangenen veruͤbt; 

f) zur Nachtzeit, worunter die Zeit von einer Stunde nach Sonnen- 
Untergang bis zu einer Stunde vor Sonnenaufgang zu verſtehen iſt, 
einen Diebſtahl begeht; a 

g) im Wachtdienſte die ſeiner Bewachung anvertrauten Sachen ſtiehlt, oder 

h) eines ſolchen Diebſtahls ſich ſchuldig macht, welchen die allgemeinen 
Landesgeſetze als Diebſtahl unter erſchwerenden Umſtaͤnden entweder 
ausdruͤcklich bezeichnen oder hinſichtlich der Strafbarkeit gleichſtellen. 


§. 64. 
Gewaltſamer Diebſtahl iſt mit Feſtungsſtrafe und koͤrperlicher Zuͤchtigung 
zu beſtrafen. 


§. 65. 
Außer den ſonſt verwirkten Strafen (SS. 60. 61. 62. und 64.) iſt gegen 
denjenigen, der eines Diebſtahls ſich ſchuldig macht, auf Adelsverluſt und, mag 
die 
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die ordentliche oder nur eine außerordentliche Strafe eintreten, auf Verſetzung 
in die zweite Klaſſe des r e zu erkennen. ö 


66. 

Der dritte gemeine Diebſtahl, ſowie der zweite Diebſtahl unter erſchwe⸗ 
renden Umſtaͤnden iſt mit geſchaͤrfter Zuͤchtigung, Ausſtoßung aus dem Solda⸗ 
tenſtande und Baugefangenſchaft zu beſtrafen. 

Eben dieſe Strafen ſollen bei dem zweiten gewaltſamen Diebſtahle ein⸗ 
treten. 

ya 8. 67. 

Wer, nachdem ihn die Strafe des gewaltſamen Diebſtahls getroffen 
hat, einen großen gemeinen Diebſtahl oder einen Diebſtahl unter erſchwerenden 
Umſtaͤnden veruͤbt, ſo wie derjenige, welcher, nachdem ihn die Strafe des großen 
gemeinen Diebſtahls oder des Diebſtahls unter erſchwerenden Umſtaͤnden getrof⸗ 
fen, einen gewaltſamen Diebſtahl begeht, ſoll mit der Strafe des dritten ger 
meinen Diebſtahls belegt werden. 


§. 68. 

Die Dauer der, wegen der in den SS. 60 — 67. aufgeführten Verbrechen 
zu verhaͤngenden Feſtungsſtrafe und Baugefangenſchaft iſt nach der Hoͤhe der 
Freiheitsſtrafe zu beſtimmen, mit welcher die allgemeinen Landesgeſetze dieſe Ver⸗ 
brechen bedrohen. Jedoch darf auf Feſtungsſtrafe oder Baugefangenſchaft un⸗ 
ter drei Monat nicht erkannt werden. 


$. 69. 
Unter der am Schluße des Kriegsartikels 61. angedrohten Strafe des 
Diebſtahls iſt die Strafe des kleinen gemeinen Diebſtahls zu verſtehen, und in 
den dort angegebenen Faͤllen mithin eine haͤrtere Strafe nicht zu verhaͤngen. 


$. 70. 

Die Strafe des Ruͤckfalls darf auch in denjenigen Fällen, wo für den 
Ruͤckfall eine beſondere Strafe geſetzlich vorgeſchrieben iſt, erſt dann verhaͤngt 
werden, wenn gegen den Angeſchuldigten vor der Veruͤbung des zu beſtrafenden 
Verbrechens wegen eines fruͤher begangenen gleichartigen Verbrechens auf die 
ordentliche Strafe rechtskraͤftig erkannt iſt. 


III. Ueber die Anwendung der allgemeinen Strafgeſetze auf Ver— 
brechen der Unteroffiziere und Soldaten. 


§. 71. 
Den allgemeinen Landesgeſetzen unterliegen Verbrechen der Unterofftziere 
und Soldaten nur inſoweit, als weder die Kriegsartikel, noch andere militai⸗ 
riſche Geſetze abweichende . enthalten. 


172. 

Wegen gemeiner Verbrechen darf gegen Unteroffiziere und Soldaten des 
Dienſtſtandes keine Geldſtrafe, ſondern ſtatt derſelben nur verhaͤltnißmaͤßige mi⸗ 
litairiſche Freiheitsſtrafe, und Zuchthausſtrafe blos bei gleichzeitig eintretender 
Ausſtoßung oder Entlaſſung aus dem Soldatenſtande verhaͤngt werden. 


5. 73. e 
Mit koͤrperlicher Zuͤchtigung darf nach Kriegsartikel 5. kein Soldat, 
außer bei gleichzeitig eintretender oder nach bereits erfolgter Verſetzung in die 
(Nr. 2483.) zweite 


Zu Kriegs⸗ 


Artikel 61. 


Zu Kriegs⸗ 


Artikel 65. 
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zweite Klaſſe des Soldatenſtandes, belegt werden. Tritt ein ſolcher Fall ein, 
ſo iſt ſtatt der Peitſchenhiebe auf Stockſchlaͤge zu erkennen. 


IV. Ueber das Verhaͤltniß der buͤrgerlichen Strafen zu den Mili— 
tairſtra fen und über die Strafumwandlung. i 


§. 74. 

Kommt es darauf an, ſtatt einer buͤrgerlichen Strafe eine verhaͤltniß⸗ 
maͤßige Militairſtrafe, oder ſtatt einer Militairſtrafe eine verhaͤltnißmaͤßige buͤr⸗ 
gerliche Strafe zu verhaͤngen, ſo ſind 

a) acht Monat Zuchthausſtrafe einem Jahre Feſtungsſtrafe, 

b) die Gefaͤngnißſtrafe dem gelinden Arreſte, 

e) fünf Thaler Geldbuße einer Woche gelinden Arreſts i 
gleich zu achten. Bei zunehmender Größe von Geldbußen iſt je doch die den- 
ſelben zu ſubſtituirende Freiheitsſtrafe nach einem allmaͤhlig abnehmenden Ver⸗ 
haͤltniſſe dergeſtalt zu beſtimmen, daß von dem Betrage von mehr als Dreißig 
bis zu Einhundert Thalern, zwei Thaler, und von dem Betrage uͤber Einhun⸗ 
dert Thaler, drei Thaler, einem eintaͤgigen gelinden Arreſte gleichzuſtellen ſind. 

7. 


0 

In nachſtehenden Faͤllen: 

a) wenn wegen gemeiner Verbrechen ein Unteroffizier oder Soldat mit 
einer Freiheitsſtrafe zu belegen, deren Dauer uͤber zehn Jahre, oder 
uͤber die Dienſtpflicht des zu Beſtrafenden im zweiten Aufgebote der 
zu (d. h. alſo in der Regel über das 39fte Lebensjahr) hin⸗ 
ausgeht, 

b) ein Feſtungsſtraͤfling ſich eines gemeinen Verbrechens ſchuldig macht, 
fuͤr welches die gegen ihn zu erkennende Feſtungsſtrafe, einſchließlich 
der in der Vollſtreckung begriffenen, mindeſtens zehn auf einander fol- 
gende Jahre betraͤgt, 

iſt, inſofern nicht Ausſtoßung aus dem Soldatenſtande verwirkt ſeyn ſollte, auf 
Entlaſſung des Verbrechers aus dem Soldatenſtande und auf bürgerliche Frei— 
heitsſtrafe zu erkennen. 

Tritt der unter Litt. b. erwaͤhnte Fall ein, oder wird gegen einen Mi⸗ 
litairſtraͤfling auf Ausſtoßung aus dem Soldatenſtande erkannt, ſo iſt der noch 
nicht verbuͤßte Theil der früher dem zu Beſtrafenden auferlegten Feſtungsſtrafe 
nach den Beſtimmungen der SS. 74. und 31. No. A. in Freiheit sſtrafe derjeni⸗ 
gen Gattung umzuwandeln, welche wegen des neuen Verbrechens ver wirkt iſt. 


i $. 76. 

Hinſichtlich der Umwandlung buͤrgerlicher Strafen, welche von Civil: 
Gerichten gegen Soldaten wegen Verbrechen, die ſie vor ihrer Einſtellung ins 
Militair veruͤbt haben, erkannt ſind, behaͤlt es bei den Beſtimm ungen der Or⸗ 
ders vom 20. Auguſt 1836. (Geſetzſammlung pro 1836. Seite 228.) und 17. Juli 
1837. (Geſetzſammlung pro 1837. Seite 130.) fein Bewen den. 

Gegeben Sansſouci, den 27. Juni 1844. 


Friedrich Wilhelm. 


(Nr. 2484.) 
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Nr. 2484.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 18. Juli 1844., betreffend die allgemeine Ber- 
pflichtung zur eidlichen Vernehmlaſſung als Zeuge in ehrengerichtlichen 
Unterſuchungsſachen. 0 


U. die Bedenken zu beſeitigen, welche, — wie zu Meiner Kenntniß gebracht 
worden, — einige Civilgerichte gegen die Befugniß der in der Armee beſtehen⸗ 
den Ehrengerichte zur eidlichen Vernehmung von Civilperſonen in ehrengericht⸗ 
lichen Unterſuchungen erhoben haben, will ich mit Bezug auf §. 28. Meiner 
Verordnung vom 20. Juli 1843. hierdurch beſtimmen, daß jedermann im Staate, 
ohne Unterſchied des Standes, in ehrengerichtlichen Unterſuchungen ſich als Zeuge 
vernehmen zu laſſen, ſchuldig iſt, und der Vorladung zur eidlichen Vernehmung 
als Zeuge in einer ſolchen Unterſuchung, — gleichviel ob die Vernehmung durch 
den Ehrenrath oder ein dazu requirirtes Militair- oder Civilgericht erfolgen ſoll, 
— bei Vermeidung der im S. 312. der Kriminalordnung angedrohten Strafen 
genügt werden muß. Dieſe Meine Order iſt nebſt den beiden Verordnungen 
vom 20. Juli 1843., uͤber die Ehrengerichte und uͤber die Beſtrafung des Zwei⸗ 
kampfs unter Offizieren, durch die Geſetzſammlung zur oͤffentlichen Kenntniß zu 
bringen. f 
> Sansſouci, den 18. Juli 1844. 


| Friedrich Wilhelm. 
An die Staatsminiſter General der Infanterie v. Boyen und Mühler. 


Allerhöchſte Verordnung 


über 


die Ehrengerichte. 


J. habe beſchloſſen, den Ehrengerichten in der Armee nach dem im Laufe der 
Zeit hervorgetretenen Beduͤrfniſſe einen erweiterten Wirkungskreis zu geben, und 
derordne, unter Aufhebung aller bis jetzt gültigen Vorſchriften über die Ehren— 
Gerichte, was folgt. ern 


Der Zweck der Ehrengerichte ift: Die gemeinſame Ehre der Genoſſen⸗ 1. Zweck der 
ſchaft, fo wie die Ehre des Einzelnen zu wahren; gegen diejenigen Mitglieder, deren Ehrengerichte. 
Benehmen dem richtigen Ehrgefuͤhle oder den Verhaͤltniſſen des Offizierſtandes 
nicht entſpricht, auf dem hier weiterhin bezeichneten Wege einzuſchreiten und, 
wo es noͤthig, auf die Entfernung unwuͤrdiger Mitglieder aus der Genoſſen⸗ 
ſchaft anzutragen, damit die Ehre des Preußiſchen Offizierſtandes in ihrer Nein- 

— W N und der gute Ruf jedes Mitgliedes, ſo wie des Ganzen, unbe— 
eckt bleibe. 


§. 2. g a 
Zur Beurtheilung der Ehrengerichte gehoͤren: II. Kompetenz 
Jahrgang 1844. (Nr. 2484.) 47 1) alle . 
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alle Handlungen und Unterlaſſungen, welche nicht durch beſondere Geſetze 
als ſtrafbar bezeichnet, gleichwohl aber dem richtigen Ehrgefuͤhle oder den 
Verhaͤltniſſen des Offizierſtandes zuwider ſind, und zwar vorzugsweiſe: 


a) Mangel an Entſchloſſenheit; 
b) fortgeſetztes und uͤberhaupt ein ſolches Schuldenmachen, mit dem ein 


unredliches Benehmen oder ſonſt eine Beeintraͤchtigung der Standes- 
Ehre verbunden iſt; 


c) eine dem Offiziere in Ruͤckſicht auf ſeine kriegeriſche Beſtimmung nicht 


geziemende, oder eine ſolche Lebensweiſe, die dem Rufe der Genoffen- 
Be durch eine unrichtige Wahl des Umganges nachtheilig wer— 
den kann; 


d) Mangel an Verſchwiegenheit uͤber dienſtliche Anordnungen; 
e) Neigung zum Trunke oder zum Spiele, wenn Warnungen und Dis— 


ziplinarſtrafen ohne Erfolg geblieben find, oder wenn dadurch ein oͤffent⸗ 
liches Aergerniß veranlaßt worden iſt; 


) unpaſſendes Benehmen an öffentlichen Orten; 
g) fortdauernd mangelhafte Erfüllung der Dienſtobliegenheiten; 


2) 


) wiederholtes und vorſaͤtzliches Uebertreten der Standespflichten. 


Die Streitigkeiten und Beleidigungen der Offiziere unter ſich, ſo wie 
die Anreizungen zum Zweikampfe — nach dem deshalb erlaſſenen beſon⸗ 
deren Geſetze — in ſofern dieſelben nicht im unmittelbaren Zuſammenhange 
mit einem Akte des Dienſtes ſtehen und deshalb zugleich als Dienſtver⸗ 
gehungen zu betrachten und zu beſtrafen ſind. 

§. 3 


Den Ehrengerichten ſind, mit Ausnahme der Generalitaͤt, unterworfen: 
alle Offiziere des ſtehenden Heers und der Landwehr; 

die Offiziere der Gendarmerie; 

die auf Inaktivitaͤtsgehalt ſtehenden Offiziere; 

die mit Penſion zur Dispoſition geſtellten Offiziere; 


5) die mit Vorbehalt der Dienſtverpflichtung aus dem ſtehenden Heere aus— 


60 


geſchiedenen Offiziere, und f 
die verabſchiedeten Offiziere, denen die Erlaubniß ertheilt worden iſt, 
Militairuniform zu tragen. N 


$. 4. 
Die Ehrengerichte koͤnnen, außer auf Freiſprechung, erkennen: 


a) auf eine Warnung; 
b) auf Entlaſſung aus dem Dienſte; | 
c) auf Entfernung aus dem Dffizierftande, mit welcher der Verluſt des 


Titels, der Charge und die Unfaͤhigkeit zur Wiederanſtellung als Offi⸗ 
zier verbunden iſt; 


d) auf Verluſt des Rechts, die Militairuniform zu tragen, als Strafe 


für die im s. 3. unter Nr. 6. aufgeführten Offiziere; 


e) auf Entfernung aus dem bisherigen Wohnorte, als Strafe fuͤr die 


ebenda unter Nr. 3. und 4. aufgefuͤhrten Offiziere. 
. §. 5. 
Die Verbindung mehrerer ehrengerichtlichen Strafen iſt nicht zulaͤſſig. | 
$. 6. 


i 


| 
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§. 6. 

Das Ehrengericht uͤber Offiziere, vom Hauptmanne oder Rittmeiſter ab⸗ ul. Bildung 
warts, wird aus dem Offzierkorps eines Infanterie⸗ oder Kavallerie⸗Regiments, „ 
oder eines ſelbſtſtaͤndigen Bataillons; bei der Artillerie, aus den Offizieren der g 
Brigade; bei dem Ingenieurkorps, aus den Ingenieur- und Pionier Offizieren 
eines Garniſonortes, in welchem eine Pionierabtheilung ſich befindet; und bei den 
Jaͤger⸗ und Schuͤtzen⸗Abtheilungen, aus den Offizieren der Abtheilung, — ohne 
Ruͤckſicht auf die größere oder geringere Anzahl der Mitglieder dieſer Offizier⸗ 

Korps — als ein fuͤr ſich beſtehendes Ganze gebildet. 

Die nicht in einem Truppenverbande ftehenden Offiziere, ſo wie die Offi⸗ 
ziere der Gendarmerie und der Invalidenkompagnien, treten dem Ehrengerichte 
ihrer Waffe hinzu, welches an dem Orte ſich befindet, wo ſie in Garniſon ſtehen. 

Sind daſelbſt mehrere Ehrengerichte vorhanden, ſo haben dieſe Offiziere die 
Wahl, welchem Ehrengerichte ihrer Waffe ſie beitreten wollen. 

Befindet ſich aber kein Ehrengericht ihrer Waffe an ihrem Garniſonorte, 
fo müffen fie demjenigen Ehrengerichte ihrer Waffe ſich anſchließen, welches an 
dem ihrer Garniſon zunaͤchſt belegenen Orte ſich befindet. 

$ 


a 

Den Ehrengerichten der Landwehrbataillone treten, außer dem Bataillons⸗ 
Kommandeur und Adjutanten, auch die voruͤbergehend dahin zur Dienſtleiſtung 
kommandirten Offiziere der Linie hinzu. 


§. 8. 

Ein jedes Ehrengericht (88. 6. 7.) ſteht unter der Leitung des Komman⸗ 
deurs des betreffenden Offtzierkorps, der zu dem Ehrenrathe (§. 12.) in daſſelbe 
Verhaͤltniß tritt, in welchem die Gerichtsherren zu den von ihnen angeordneten 
Unterſuchungsgerichten ſtehen. 

Bei den Ehrengerichten des Ingenieurkorps vertritt der aͤlteſte in der 
Garniſon anweſende Ingenieur⸗Offizier, vom Feſtungs⸗ oder Pionier⸗Inſpekteur 
abwaͤrts, die Stelle des Kommandeurs. 


§. 9. 

Den im $. 3. unter Nr. 3. 4. 5. und 6. aufgeführten Offizieren, vom 
Hauptmanne oder Rittmeiſter abwaͤrts, bleibt es uͤberlaſſen, innerhalb des Land⸗ 
wehrbataillons⸗Bezirks, in welchem ſie ihren Wohnſitz haben, fuͤr ſich ein Ehren⸗ 
Gericht zu bilden, wenn mindeſtens funfzehn dieſer Offiziere hierzu ſich vereinigen. 

Dieſe Ehrengerichte ſtehen alsdann unter der Leitung des Landwehr⸗ 
Bataillons⸗-Kommandeurs. Iſt ein ſolches Ehrengericht nicht vorhanden, fo ge⸗ 
hoͤren die ehrengerichtlichen Angelegenheiten dieſer Offiziere vor das Ehrengericht 
des Landwehrbataillons, in deſſen ee ihr Wohnort ſich befindet. 

1 


§. 10. 4 

Das Ehrengericht über Stabsoffiziere wird aus den Stabsoffizieren 
aller Waffen (des Generalſtabes, der Adjutantur ze.) im Bereiche einer Divifion, 
bei welchem der Bezirk der Landwehrbrigade maaßgebend iſt, gebildet, und ſteht 

unter der Leitung des Diviſions⸗Kommandeurs. 
Vor dieſes Ehrengericht gehören auch diejenigen ehrengerichtlichen Sachen, 
5 rs Stabsoffiziere und Offiziere niederer Grade gemeinſchaftlich bethei⸗ 

ind. 

(Nr. 2484.) 47 §. 11. 
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§. 11. 
Die nicht mehr im Dienſte befindlichen Stabsoffiziere (S. 3. Nr. 3. 4. 
5. und 6.) koͤnnen im Bereiche der Diviſion, in welchem ſie ihren Wohnſitz 
haben, fuͤr ſich ein Ehrengericht bilden, welches alsdann unter der Leitung des 
Diviſions⸗Kommandeurs ſteht. In Ermangelung eines ſolchen Ehrengerichts, 
gehören die ehrengerichtlichen Angelegenheiten dieſer Offiziere vor das im F. 10. 
erwaͤhnte Ehrengericht. 


§. 12. 
IV. Bildung Bei einem jeden Ehrengerichte wird jedesmal auf ein Jahr eine Kom— 
des Ehrenraths miffion, der Ehrenrath, gewaͤhlt. 

Dieſer Ehrenrath beſteht: 

1) bei den Ehrengerichten der Stabsoffiziere aus: 
einem Regiments⸗Kommandeur (Artillerie-Brigadier, Feſtungs⸗ oder 
Pionier⸗Inſpekteur), 
einem Bataillons⸗ oder Abtheilungs-Kommandeur, und 
einem etatsmaͤßigen Stabsoffiziere; 
2) bei den uͤbrigen Ehrengerichten aus: 
einem Hauptmanne oder Rittmeiſter, 
einem Premier⸗Lieutenant, und 
einem Sekonde-Lieutenant. 
$. 13. 

Bei den Infanterie-Regimentern hat jedes Bataillon und bei den Ar— 
tillerie⸗-Brigaden jede Abtheilung einen beſonderen Ehrenrath. Stehen indeſſen 
von einem Infanterie-Regimente zwei oder alle drei Bataillone in einer Garni— 
fon, ſo bleibt es dem Ermeſſen des Offizierkorps überlaffen, einen gemeinſchaft⸗ 
lichen Ehrenrath fuͤr dieſe Bataillone zu waͤhlen. Daſſelbe gilt, wenn mehrere 
Abtheilungen einer Artillerie-Brigade in einer Garniſon ſtehen. 


§. 14. 

Die Wahl des Ehrenraths erfolgt durch Stimmenmehrheit der bei dem 
Wahlakte gegenwaͤrtigen Offiziere. 

Der Ehrenrath wird bei den im 8. 6. erwaͤhnten Ehrengerichten jedesmal 
am 18. Oktober gewaͤhlt. Bei den Ehrengerichten der Stabsoffiziere erfolgt 
die Wahl zur Zeit der Diviſions⸗Uebungen. Auch koͤnnen bei der Landwehr 
(S. 7.) die Wahlen auf die Zeit der Uebungen verlegt werden. 

Die nach Verlauf des Jahres ausſcheidenden Mitglieder des Ehrenraths 
ſind wieder waͤhlbar. 


$. 15. 
V. Rechte und Jeder Offizier hat das Recht, Handlungen eines Genoſſen, welche die 
ee Ehre deſſelben oder die der Genoſſenſchaft gefährden, zur Kenntniß des Ehren⸗ 
Raths zu bringen. 


8 §. 16. 

Der Ehrenrath ift verpflichtet, ſobald eine ſolche Handlung (. 15.) zu 
ſeiner Kenntniß gelangt, dem Kommandeur, unter deſſen Leitung das Ehrenge⸗ 
richt ſteht, dies anzuzeigen und, in ſofern er es noͤthig findet, auf die weitere 
Unterſuchung anzutragen. 


§. 17. 
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Sodann muß der Ehrenrath, ſobald der Kommandeur feine Genehmi⸗ 
gung ertheilt hat, die ihm zugekommenen Angaben näher unterſuchen, und uͤber 
das Reſultat, nach Wichtigkeit des Gegenſtandes, muͤndlich oder ſchriftlich dem 
Kommandeur Bericht erſtatten. 

Daſſelbe gilt von Vorgängen, mit deren Unterſuchung der Kommandeur 
den Ehrenrath ohne vorherige — deſſelben beauftragt. 

18 


Jeder Offizier iſt gehalten, dem Ehrenrathe Rede zu ſtehen, wie feinem 
Vorgeſetzten, und demſelben ee Auskunft zu ertheilen. ’ 
19. 


Bei allen Verhandlungen des Ehrenraths muß neben der Erhaltung der 
Standesehre hauptſaͤchlich auch der Sinn wechſelſeitigen Wohlwollens im Auge 
behalten werden. 

20. 

Geht aus dem nach 8. 17. zu erſtattenden Berichte hervor, daß die dem 
Ehrenrathe zugegangene Anzeige auf Mißverſtaͤndniſſen beruht, ſo kann der Kom⸗ 
mandeur die Angelegenheit mit einer Belehrung oder Warnung an beide Theile 
erledigen. ; 

$. 21. 

Findet dagegen der Kommandeur die Sache zu einem ehrengerichtlichen VI. Einleitung 
Verfahren geeignet, ſo ſind der Bericht und die aufgenommenen Verhandlun⸗ ritten t 
gen auf dem Dienſtwege dem Diviſions-Kommandeur einzuſenden, wobei der fahrens. 
Brigade⸗Kommandeur zugleich feine Meinung abgiebt. Der Diviſions⸗Kom⸗ 
mandeur entſcheidet ſodann, ob ein ehrengerichtliches Verfahren Statt finden 
ſoll oder nicht. 

Gegen dieſe Entſcheidung iſt ein Rekurs nicht zulaͤſſig. 

Daſſelbe Verfahren tritt ein, wenn in dem, im . 20. erwaͤhnten Falle 
der Bezuͤchtigte ſich bei der Entſcheidung des Kommandeurs nicht beruhigt und 
die ehrengerichtliche Unterſuchung beantragt. 

$. 22 


In den im . 2. unter Nr. 1. litt. g. und h. erwähnten Fallen wird 
der Antrag auf Anordnung eines ehrengerichtlichen Verfahrens im Dienſtwege, 
unter Beifuͤgung eines vollſtaͤndigen Thatberichts (species ſacti), zur Entſchei⸗ 
dung des Diviſtons⸗Kommandeurs gebracht, ohne zuvor die Sache zur vorläu— 
figen Unterſuchung an den e zu Bernie 

28. 

Bei der Artillerie und dem Ingenieur-Korps üben die Artillerie und 
Ingenieur- Inſpekteure; bei den Jäger: und Schützen Abtheilungen und den 
nicht im Diviſtons⸗Verbande ſtehenden Regimentern, die kommandirenden Ges 
nerale; beim großen Generalſtabe der Chef des Generalſtabes der Armee; bei der 
Gendarmerie der Chef der Sand» Gendarmerie, und beim Kadetten⸗Korps der 
Kommandeur deſſelben die Rechte des den ($. 21. 22.) aus. 

2 


N Jeder Offizier hat das Recht, auf ein ehrengerichtliches Verfahren gegen 
m andern Offizier ſowohl, als gegen ſich ſelbſt anzutragen. Auch iſt ein 905 
(Nr. 2383.) es 


— 304 — 


ches Verfahren nach einer gerichtlichen Unterſuchung zulaͤſſig, ſobald im Laufe 
derſelben ſich Umſtaͤnde ergeben, welche die Einleitung dieſes Verfahrens bedingen. 


$. 25. 

Das ehrengerichtliche Verfahren findet in der Regel bei demjenigen Eh⸗ 
rengerichte Statt, zu welchem der Angeſchuldigte gehört. Die kommandirenden 
Generale und die General⸗Inſpekteure der Artillerie und des Ingenieur⸗Korps 
find jedoch ermaͤchtigt, in geeigneten Fällen und namentlich dann, wenn das 
ganze Ehrengericht oder ein groͤßerer Theil deſſelben als Anklaͤger oder Zeugen 
aufgetreten iſt und dieſerhalb von dem Angeſchuldigten perhorreszirt wird, die 
Unterſuchung und Abfaſſung des Erkenntniſſes einem andern Ehrengerichte als 
dem, wozu der Angeſchuldigte gehoͤrt, ohne weitere Anfrage zu uͤbertragen. 

2 


§. 26. 

Wenn gegen Offiziere von zwei verſchiedenen Offizier-Korps eine ehren— 
gerichtliche Unterſuchung eingeleitet werden ſoll, ſo wird von ihrem naͤchſten ge— 
meinſchaftlichen Vorgeſetzten, dem die Befugniß zur Anordnung eines ehren— 
gerichtlichen Verfahrens zuſteht (SS. 21. 23.), das Ehrengericht eines dritten 
Offizier⸗Korps dazu beſtimmt. a 

Gehören die Betheiligten zu verſchiedenen Armee-Korps oder General⸗ 
Inſpektionen ꝛc. (s. 23.), ſo gebührt die Beſtimmung darüber, wo das ehren: 
gerichtliche Verfahren Statt finden ſoll, dem Kriegsminiſter. 

27 


vn Oleehten⸗ In den zum ehrengerichtlichen Verfahren gewieſenen Sachen führt der 
ef n- Ehrenrat die Unterſuchung. b 
; Dem Ehrenrathe liegt die Vernehmung des Angeſchuldigten und die Er: 


mittelung der für und wider denſelben ſprechenden Thatſachen ob. Das Ver⸗ 
fahren muß immer moͤglichſt — 9 
Bei Verſchiedenheit der Anſichten des Ehrenraths über das zu beobach⸗ 
Geh per mug entfiheidet der Kommandeur, unter deſſen Leitung das Ehren: 
ericht ſteht. 


§. 28. 

Sind Zeugen zu vernehmen, ſo iſt zu den Verhandlungen der Auditeur 
oder ein unterſuchungsfuͤhrender Offizier zuzuziehen, dem auch die Vereidigung 
der Zeugen obliegt. . 

Offiziere, welche als Zeugen vernommen werden, verſichern die Richtig⸗ 
keit ihrer Ausſage auf Ehre und Pflicht, inſofern der Angeſchuldigte ihre Ver⸗ 
eidigung nicht ausdruͤcklich verlangt. 


§. 29. 
Vorladungen von Zeugen und Requiſitionen an Behörden erlaͤßt der 
Kommandeur. f 
Es in jedoch die Akten des Ehrengerichts, deren Einſicht überhaupt 
niemanden, außer den vorgeſetzten Militair-Behoͤrden, geſtattet iſt, den zu requi⸗ 
rirenden Behoͤrden nicht mitgetheilt werden. 


§. 30. 
In Fallen, wo bereits eine gerichtliche Unterſuchung vorangegangen iſt 
(S. 24.), muß der Ehrenrath die Unterſuchungs⸗Akten einfehen und dem Der: 
fahren zum Grunde legen. a 
in⸗ 
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Findet der Ehrenrath die Verhandlungen unvollſtaͤndig, ſo muß er, be⸗ 
vor von ihm die Akten zur Faͤllung des ehrengerichtlichen Urtheils vorgelegt 
werden, die Vervollſtaͤndigung der Verhandlungen veranlaſſen. 


§. 31. 

Zum Zwecke der Vertheidigung iſt dem Angeſchuldigten die eigene Ein⸗ 
ſicht der Akten in Anweſenheit eines Mitgliedes des re gestattet Der⸗ 
ſelbe kann nach dem Schluſſe der Verhandlungen ſeine Vertheidigung dem Eh⸗ 
renrathe zu Protokoll geben, oder ſich durch einen Offizier, dem zu dieſem Behufe 
die Einſicht der Akten in Gegenwart eines Mitgliedes des Ehrenraths zu geſtat⸗ 
ten iſt, ſchriftlich vertheidigen laſſen, oder ſeine eigene Vertheidigungsſchrift dem 
Ehrenrathe einreichen. N 

Der Vertheidiger darf jedoch niemals einen niederen Rang als der An⸗ 
geſchuldigte bekleiden. N 

Wenn der Angeſchuldigte ſich ſelbſt ſchriftlich vertheidigen, oder durch 
einen Offizier vertheidigen laſſen will, ſo iſt zur Einreichung der Vertheidigungs⸗ 
Schrift eine Praͤkluſtvfriſt von 14 Tagen zu bewilligen, die nur in Krankheits⸗ 
oder anderen außerordentlichen Faͤllen verlaͤngert werden darf. 


§. 32. 

Sodann muß bei den Truppen des ſtehenden Heeres ſofort zur Faͤllung vnn abfaſung, 
des Urtheils geſchritten werden. Bei der Landwehr wird dies bis zur naͤchſten . — 
jährlichen großen Uebung ausgeſetzt; geſtattet jedoch der Fall dieſen Aufſchub vs 8 
nicht, und iſt auch die Verſammlung des Offizier⸗Korps außer der Uebung Kine, © 
nicht ausführbar, fo hat der kommandirende General das Noͤthige anzuordnen, e 
deſſen Beſtimmung hieruͤber im Dienſtwege einzuholen ift. 


§. 33. 
Dem als Ehrengericht berufenen Offtzier⸗Korps find von dem Ehrenrathe, 
in der dazu beſtimmten Verſammlung, zu welcher der Angeſchuldigte jedoch nur 
auf ſeinen beſonderen Antrag zuzuziehen iſt, die Verhandlungen vorzulegen und 
vollſtaͤndig vorzuleſen. 


§. 34. 

Ausgeſchloſſen bleiben von dem Ehrengerichte: der Anklaͤger, der Verthei⸗ 
diger, die nahen Verwandten und die Schwaͤger des Angeſchuldigten, ſo wie 
diejenigen Offiziere, welche als Zeugen in der Sache abgehoͤrt find, endlich wer 
ſich ſelbſt in einer ehrengerichtlichen oder gerichtlichen Unterſuchung befindet. 

Zu den nahen Verwandten werden nur gezaͤhlt: der Vater, die Soͤhne, 
Bruͤder, Onkel, Neffen und die rechten Geſchwiſter⸗Kinder. 

Wer hiernach von dem Ehrengerichte nicht ausgeſchloſſen iſt, oder nicht 
in Folge von Urlaub, Krankheit oder durch Kommando abgehalten wird, dem⸗ 
ſelben beizuwohnen, darf ſich der Theilnahme an dem Ehrengerichte nicht entziehen. 


§. 35. 

Die Mitglieder des Ehrengerichts werden nicht vereidigt; ſie ſind aber 
vor der Abſtimmung von dem Kommandeur, unter deſſen Leitung das Ehren⸗ 
Gericht ſteht, jedesmal aufzufordern, als Ehrenmaͤnner ohne Leidenſchaft, nach 
Pflicht und Gewiſſen und mit Erwägung der einwirkenden beſonderen Verhaͤlt⸗ 
niſſe ihr Votum abzugeben. Ueber die Verhandlung iſt ein Protokoll, aus wel⸗ 

(Nr, 2484.) chem 
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chem das Votum jedes einzelnen Mitgliedes des Ehrengerichts deutlich erſichtlich 
ſeyn muß, von dem Ehrenrathe aufzunehmen. 

Jeder zur Abſtimmung berufene Offizier muß deshalb ſein zu Protokoll 
gegebenes Votum ſelbſt unterſchreiben und die Verhandlung am Schluſſe vom 
Ehrenrathe vollzogen werden. 


§. 36. 

Die Abſtimmung, bei welcher der Angeſchuldigte niemals gegenwaͤrtig ſeyn 
darf, erfolgt in den Ehrengerichten uͤber Hauptleute, Rittmeiſter und Subaltern⸗ 
Offiziere in der Art, daß zuerſt die Mitglieder des Ehrenraths ihre Stimmen 
abgeben; ſodann folgt der aͤlteſte Hauptmann oder Rittmeiſter, der aͤlteſte Pre⸗ 
mier⸗Lieutenant, der aͤlteſte Sekonde-Lieutenant, ſodann der zweite Hauptmann 
u. ff. Demnaͤchſt ſtimmen die Stabsoffiziere in umgekehrter Ordnung, die juͤn⸗ 
geren zuerſt und die aͤlteren zuletzt. 

In den Ehrengerichten über Stabsoffiziere ſtimmen nach dem Ehrenrathe, 
die Oberſten, Oberſtlieutenants und Majors in derſelben Weiſe, wie in den 
übrigen Ehrengerichten die Hauptleute und Subaltern-Offiziere. 

§. 37. 

Die Stimmen werden nach einer von dem Kommandeur zu leitenden 
Berathung, von jedem Mitgliede des Ehrengerichts beſonders, muͤndlich dem 
Ehrenrathe abgegeben. 


§. 38. 

Es ſtimmen nur die anweſenden Mitglieder des Ehrengerichts; es muͤſſen 
aber mindeſtens dreizehn Mitglieder deſſelben anweſend ſeyn. Iſt dies nicht moͤg⸗ 
lich, fo wird das Ehrengericht nach der darüber einzuholenden Beftimmung des 
kommandirenden Generals oder General⸗Inſpekteurs bei einem andern Truppen⸗ 
theile gehalten, oder der Spruch einſtweilen ausgeſetzt. 


§. 39. 

Bei einem Infanterie-Regimente, welches verſchiedene Garniſonen hat, 
wird die geſchloſſene Verhandlung des Offizier-Korps des betreffenden Batail— 
lons nebſt den Akten den Offtzieren der uͤbrigen Bataillone zum Zwecke ihrer, 
nach §. 36. anzuordnenden Abſtimmung vorgelegt. Daſſelbe gilt in Betreff der 
Artillerie Brigaden. 


§. 40. 

Wenn Mitglieder des Ehrengerichts aus irgend einem Grunde nicht an 
der Abſtimmung Theil genommen haben, ſo ſind dieſelben in dem Abſtimmungs⸗ 
Protokolle unter Angabe der Gruͤnde, weshalb ſie nicht mitgeſtimmt haben, nam— 
haft zu machen. 

§. 41. 

Jedes Votum, welches den im S. 4. enthaltenen Beſtimmungen nicht 
entfpricht, ift von dem Ehrenrathe zuruͤckzuweiſen und dagegen die Abgabe eines 
dieſen Beſtimmungen entſprechenden Votums zu fordern. 


$. 42. 
Es ſteht jedoch jedem Mitgliede des Ehrengerichts frei, ſich fuͤr inkompe⸗ 
tent zu erklaͤren, oder auf Vervollſtaͤndigung der Verhandlungen anzutragen, 


in ſofern ihm dieſelben unvollſtaͤndig erſcheinen. 
§. 43. 
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$. 43. 

Wenn aber die von Mitgliedern des Ehrengerichts ausgeſprochene Meinung, 
daß fie zur Faͤllung eines Urtheils inkompetent oder die Akten unvollſtaͤndig 
ſeyen, in der Minoritaͤt geblieben iſt, fo muͤſſen dieſe Mitglieder dennoch uͤber 
die Angeſchuldigten mitſprechen, und es bleibt ſodann ihrer Ueberzeugung und 
ihrem Gewiſſen uͤberlaſſen, in wiefern ſie aus ihrer bereits ausgeſprochenen 
Meinung einen Grund hernehmen zu muͤſſen glauben, den Angeſchuldigten mit 
einer Strafe zu belegen oder auf Steifprehung zu votiren. 

4 


Bei den Ehrengerichten der Stabs⸗Offiziere findet weder eine Verſamm⸗ 
lung der Mitglieder, noch eine gemeinſchaftliche Berathung derſelben zum Zwecke 
der Abſtimmung Statt; vielmehr werden die Akten von dem Ehrenrathe nach 
der im F. 36. beſtimmten Folgereihe den Mitgliedern zugeſendet, welche dem⸗ 
nächſt ihr Votum ſchriftlich — ſpaͤteſtens binnen drei Tagen nach Empfang der 
Akten — abzugeben haben. 


$. 45. 

Zur Guͤltigkeit eines Urtheils der SS. 6. 7. und 9. erwahnten Ehrenge⸗ 
richte über Offiziere vom Hauptmann oder Rittmeiſter abwaͤrts iſt erforderlich, 
daß mindeſtens zwei Drittheile der Stimmenden (SS. 38. u. 39.) ein gleiches 
Votum abgeben. Iſt ein ſolches Urtheil nicht zu erlangen, ſo wird die Sache 
unter Beifuͤgung der Akten und des Abſtimmungs⸗Protokolls dem Ehrengerichte 
der Stabs⸗ Offiziere zur Entſcheidung vorgelegt, und dort daruͤber in gleicher 
0 wie in allen andern vor dieſes Ehrengericht gehoͤrenden Unterſuchungen 
erkannt. f 


$. 46. 

Fuͤr die Ehrengerichte der Stabs⸗ Offiziere gilt als Regel, daß es zur 
Guͤltigkeit eines Urtheils nur der einfachen Majoritaͤt der Stimmenden bedarf 
und daß, wenn in einer Sache gleiche Vota von beiden Seiten vorhanden 
ſind, diejenige Meinung fuͤr den Beſchluß des Ehrengerichts anzunehmen iſt, 
für welche der aͤlteſte Stabs⸗Offizier fein Votum abgegeben hat. 

Sind jedoch mehr als zwei Meinungen im Ehrengerichte vorhanden, ſo 
entſcheidet die relative Majoritaͤt, und wenn in einem ſolchen Falle fuͤr die 
Meinungen, welche die mehrſten Stimmen fuͤr ſich haben, eine gleiche Anzahl 
von Stimmen vorhanden iſt, ſo gilt diejenige dieſer Meinungen als der Be⸗ 
ſchluß des Ehrengerichts, welcher der ältefte Stabs⸗Offizier beigetreten iſt; in 
ſofern aber dieſer fuͤr eine andere Meinung ſein Votum abgegeben hat, ſo giebt 
alsdann von den beiden Meinungen, fuͤr welche eine gleiche Anzahl von Stim⸗ 
men vorhanden iſt, die gelindere Meinung dergeſtalt den Ausſchlag, daß dieſelbe 
als der Beſchluß des Ehrengerichts „ werden muß. 


Haͤlt ſich das Ehrengericht einftimmig oder durch Stimmenmehrheit 
. wi und 46.) für inkompetent, fo iſt Mir hiervon im Dienſtwege Meldung 
u machen. a 


§. 48. 
Geht der Ausſpruch des Ehrengerichts dahin, daß die Verhandlungen 
für unvollſtaͤndig zu erachten, fo iſt die Vervollſtaͤndigung nach der Meinung 
Jahrgang 1844. (Nr. 2484.) 48 des 


I. Koſten. 
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des Ehrengerichts durch den Ehrenrath zu veranlaſſen und demnaͤchſt definitiv 
von demſelben Ehrengerichte zu erkennen. 


. 49. 

Iſt auf eine Warnung, oder auf Strafe, oder Freiſprechung erkannt, 
ſo iſt das Erkenntniß von dem Ehrenrathe abzufaſſen, zu unterſchreiben und dem⸗ 
felben ein kurzer Akten⸗Auszug beizufügen. Jedes Erkenntniß muß, außer der 
Erkenntnißformel, in einer zuſammenhaͤngenden Darftellung die Nachrichten uͤber 
die perſoͤnlichen Verhaͤltniſſe des Angeſchuldigten, die Erzählung des zur Unter⸗ 
ſuchung gekommenen Vorfalls und die Gruͤnde der Entſcheidung enthalten. 

§. 50. 

Das Erkenntniß iſt ſodann im Dienſtwege zu Meiner Beſtaͤtigung ein⸗ 
zureichen, und, wenn Ich daſſelbe beſtaͤtigt habe, mit der Beſtaͤtigungs⸗Order 
dem Angeſchuldigten von dem Ehrenrathe zu publiziren. 

1 


$. 51. 

Der Zweck des Ehrengerichts und die Wuͤrde des Standes erfordern, 
daß ſowohl die Verhandlungen des Ehrenrathes als die des Ehrengerichts ſelbſt, 
ſo wie der Ausfall des Urtels bis nach erfolgter Publikation geheim gehalten 
werden. Wer hiergegen handelt, wo eine Pflicht des Offizierſtandes. 


. 52. 
Gegen ein beftätigtes ehrengerichtliches Erkenntniß iſt ohne Meine Be⸗ 
ſtimmung ein weiteres Verfahren nicht zulaͤſſig. 


$. 53. 

Die ehrengerichtlichen Unterſuchungen werden koſten⸗ und ſtempelfrei bear⸗ 
beitet, und die etwa entſtehenden baaren Auslagen vom Militair⸗Fiskus uͤber⸗ 
nommen. 
Gegeben Sansfouci, den 20. Juli 1843. 


Friedrich Wilhelm. 


Allerhöchſte Verordnung 


über 


das Verfahren der Ehrengerichte bei Unterſuchung der zwiſchen Dffi- 
zieren vorfallenden Streitigkeiten und Beleidigungen, ſowie uͤber die 
Beſtrafung des Zweikampfs unter Ofſtzieren. 


De Zweikampf, ſo wie die Herausforderung zum Zweikampfe iſt durch 
die Geſetze verboten und ſtrafbar. Dennoch wird, oft wegen der unbedeu⸗ 
tendſten Veranlaſſungen, von Offizieren Meiner Armee der Zweikampf als Mit⸗ 
tel zur Wiederherſtellung der wirklich oder vermeintlich gekraͤnkten Ehre gewaͤhlt. 
ch habe deshalb, um Zweikaͤmpfe der Offiziere ſo viel als moͤglich zu 
verhuͤten, den Ehrengerichten das Amt als Schiedsrichter in allen unter Offi⸗ 
zie⸗ 


u A 


zieren vorkommenden Streitigkeiten und Beleidigungen, inſofern ſie nicht im 
unmittelbaren Zuſammenhange mit einem Akte des Dienſtes ſtehen, zu uͤbertragen 
beſchloſſen, und verordne uͤber das hierbei zu beobachtende Verfahren, ſo wie 
über die Beſtrafung der Zweikaͤmpfe der Offiziere, anſtatt der bis jetzt daruͤber 
beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften, - folgt: 

1 


Das Ehrengericht ift der Schiedsrichter in allen Ehrenſtreitigkeiten der 
Offiziere, und hat daruͤber zu wachen, daß unnuͤtze Haͤndel und muthwillige 
Zaͤnkereien vermieden werden, um die Ehre eines jeden Offiziers und dadurch 
auch des geſammten Korps, mit Ruͤckſicht auf die eigenthuͤmlichen Verhaͤltniſſe 
des Offtzierſtandes, fleckenlos zu erhalten. 

§. 2. a 

Wenn Streitigkeiten oder Ehrenbeleidigungen unter Offizieren vorfallen, 
die zu einem Zweikampfe fuͤhren koͤnnen, ſo haben die Betheiligten die Verpflich⸗ 
tung, vor jedem weitern Verfolge der Sache, dem Ehrenrathe eine Anzeige von 
dem Vorgange zu machen. 


$. 3. 
Die Nichterfuͤllung dieſer Verpflichtung (S. 2.) hat, wenn mit Vorbei⸗ 
gehung des Ehrenraths und des Ehrengerichts zum Zweikampfe geſchritten wird, 
die im §. 25. angegebenen Strafen unausbleiblich zur Folge. 


$. A. 

Sind bei einer Streitigkeit oder Beleidigung Offiziere verſchiedener 
Ehrengerichte betheiligt und dieſe Ehrengerichte nicht an dem Orte des Vorgangs 
befindlich, ſo iſt davon dem Ehrenrathe des naͤchſten Ehrengerichts Anzeige zu 
machen, welcher ſodann die guͤtliche Ausgleichung in der im S. 6. und folgenden 
vorgeſchriebenen Art verſuchen muß. Gelingt dies nicht oder iſt der Aufenthalt 
der Betheiligten von zu kurzer Dauer, um die Ausgleichung zu bewirken, ſo 
muß der Ehrenrath durch ſeinen Vorgeſetzten die Ehrengerichte der Betheilig⸗ 
ten von dem Vorgange zur weiteren Veranlaſſung in Kenntniß ſetzen. 


5. 

Wird der Ehrenrath von Streitigkeiten oder Beleidigungen, die unter 
Offizieren vorgefallen ſind, durch die Betheiligten, oder auf andere Weiſe in 
Kenntniß geſetzt, ſo muß er dem Kommandeur zum weiteren Verfolge der Sache 
dies anzeigen. 


§. 6. 
Der Ehrenrath beginnt ſodann die noͤthigen Ermittelungen des Vorgangs. 
Dieſe Ermittelungen koͤnnen durch muͤndliche Erkundigungen und Nachfragen 
erfolgen; hält es aber der Ehrenrath für zweckmaͤßig, ſo kann von ihm auch 
ein Jeder der Betheiligten zur Einreichung eines ſchriftlichen Thatberichts (spe- 
cies facti) veranlaßt werden. 


6% 
Die Unterſuchung des Ehrenraths hat hauptſaͤchlich eine guͤtliche Aus⸗ 
gleichung zum Zweck. Deshalb muß der Ehrenrath durch Beſprechung mit den 
etheiligten und mit den bei dem Vorfalle etwa zugegen geweſenen Zeugen, eine 
moͤglichſt genaue Kenntniß uͤber das Entſtehen und den Hergang der Streitig⸗ 
keit ſich zu verſchaffen ſuchen. 
(Nr. 2484.) As” §. 8. 


— 310 — 


S8. 8. 

Vor Allem iſt es wichtig, die Ermittelung auf den Urſprung und die 
Urſachen der Streitigkeit, ſo wie auf den eigentlichen Urheber und nicht blos 
auf die Betheiligten zu richten, indem es häufig der Fall iſt, daß weit früher 
ſchon beſondere Lebensverhaͤltniſſe, Mißbrauch der Dienſtbefugniſſe oder ungezuͤ⸗ 
gelte Laune den Keim zu Mißverſtaͤndniſſen gelegt haben, die bei der kleinſten 
Veranlaſſung ſodann heftig hervortreten. 


9. 

Ferner iſt von dem Ehrenrathe auf die beſonders aufregenden Umſtaͤnde 
bei dem Vorgange ſelbſt, auf die Art der veruͤbten Beleidigung und namentlich 
darauf, ob dieſelbe in einer den Offizierſtand entehrenden Weiſe ausgeſprochen 
iſt, Ruͤckſicht zu nehmen. 

$. 10. 


Findet der Ehrenrath, daß der ganze Hergang, ohne eine vorſaͤtzliche Be⸗ 
leidigung, nur auf Mißverſtaͤndniſſen beruht, ſo hat er, in ſo weit dies nach den 
Standes⸗Verhaͤltniſſen zulaͤſſig iſt, durch guͤtliche Vorſtellungen die Suͤhne zu 
verſuchen, die, wenn ſie von den Betheiligten angenommen wird, von dem 
Kommandeur, unter deſſen Leitung das Ehrengericht ſteht, durch ihm von bei⸗ 
den Theilen zu gebenden Handſchlag zu beftätigen, oder ſchriftlich zu genehmi⸗ 
gen iſt. In dem zuletzt gedachten Falle iſt die Genehmigung zur guͤtlichen Bei⸗ 
legung der Sache durch den Ehrenrath den Betheiligten bekannt zu machen. 

11 


§. 11. 

Sollte einer oder beide Theile der im Streite Befangenen nicht zur Ver⸗ 
ſoͤhnung geneigt ſeyn, über den bekannt gewordenen Vorfall im Offizier⸗Korps 
eine andere Meinung laut werden, oder der Ehrenrath ſich uͤberzeugen, daß der 
Fall zu einer guͤtlichen Beilegung nicht angethan ſey, ſo muß die Angelegenheit 
im geordneten Wege zur Entſcheidung vor das Ehrengericht gebracht werden, 
welches alsdann die Sache zu unterſuchen hat. 

12 


Nach Abſchluß der Unterſuchung wird in derartigen Faͤllen eben ſo, wie 
in allen uͤbrigen vor die Ehrengerichte gewieſenen Sachen erkannt. 


$. 13. 

Das Ehrengericht erkennt entweder: 5 

a) daß der Fall zur ehrengerichtlichen Ruͤge nicht geeignet und die Ehre 

des oder der Betheiligten fuͤr nicht verletzt zu erachten ſey; oder 

b) auf eine Ruͤge gegen einen oder gegen beide Theile des Benehmens 

wegen und auf wechſelſeitige, durch Handſchlag zu beſtaͤtigende Ehren⸗ 
Erklaͤrungen; oder 
e) auf Entlaſſung aus dem Dienſte. 
§. 14. 

In den Faͤllen des §. 13. unter litt. a. und b. wird das Erkenntniß des 
Ehrengerichts dem Befehlshaber, der das ehrengerichtliche Verfahren angeord⸗ 
net hat, zur Beſtaͤtigung eingereicht. Lautet dagegen das Urtheil auf Dienſt⸗ 
Entlaſſung, fo iſt es im Dienſtwege zu Meiner Beſtaͤtigung einzureichen. 

5 


§. 15. 
Durch ein ſolches beſtaͤtigtes ehrengerichtliches Erkenntniß (§. 14.), Zur 
8 


rer 


ches den Betheiligten durch den Ehrenrath zu publiziren iſt, erhaͤlt der darin 
eroͤrterte Konflikt feine vollſtaͤndige Erledigung, dergeſtalt, daß eine weitere Ge⸗ 
nugthuung von den Betheiligten nicht gefordert werden darf. 


§. 16. 

Sollte eine unter Offizieren vorgefallene Streitigkeit oder Beleidigung 
nicht durch das Ehrengericht beizulegen ſeyn und die Betheiligten zu erkennen 
geben, daß ſie bei dem Ausſpruche des Ehrengerichts wegen der eigenthuͤmlichen 
Verhaͤltniſſe des Offtzierſtandes ſich nicht beruhigen zu koͤnnen glauben, ſo ſind 
die Verhandlungen des Ehrengerichts zwar zu ſchließen, zugleich aber die Be⸗ 
theiligten auf die in den SS. 21. und folgenden enthaltenen Strafen des Zwei⸗ 
kampfs vom Ehrenrathe aufmerkſam zu machen. 


§. 17. 

Erfaͤhrt in einem ſolchen Falle (S. 16.) der Ehrenrath, daß die Bethei⸗ 
ligten zum Zweikampfe zu ſchreiten beabſichtigen, ſo hat er das Recht, auf dem 
Kampfplatze zu erſcheinen, und wenn es ihm in Vereinigung mit den Sekun⸗ 
danten nicht möglich ſeyn ſollte, eine Ausgleichung herbeizufuͤhren, als Kampfge⸗ 
richt den Gang und das Ende des Zweikampfs zu regeln. 


$. 18. 

Während des Kampfes kann das erſte Mitglied des Kampfgerichts einen 
etwa eingetretenen Mißbrauch der Waffen unterſagen; das Aufhören des Kam⸗ 
pfes aber, ſobald ihm dies unter den obwaltenden Umſtaͤnden und in Ruͤckſicht 
auf die Standesverhaͤltniſſe zuläffig erſcheint, gebieten. 

Wer dieſen Anordnungen nicht Folge leiſtet, ſoll fo beſtraft werden, als 
wenn er im Dienſte den Befehlen ſeines Vorgeſetzten entgegen handelt. 


§. 19. 
a Gleich nach beendigtem Zweikampfe tritt unter Zugrundlegung der beim 
Ehrengerichte ſtattgehabten Verhandlungen die Beſtrafung wegen des vollzoge⸗ 
nen Zweikampfs ein, in ſofern nicht beſondere Ereigniſſe während des Zweikampfs 
oder der Ausgang deſſelben eine neue Unterſuchung noͤthig erſcheinen laſſen. 


$. 20. 

Wird eine ſolche Unterſuchung erforderlich, ſo hat dieſelbe der betreffende, 
mit der hoͤhern Gerichtsbarkeit verſehene Befehlshaber ſofort anzuordnen und 
fuͤr die Beſchleunigung moͤglichſt zu ſorgen, damit ſo ſchnell als irgend thun⸗ 
lich uͤber die Betheiligten durch ein Kriegsgericht erkannt werden kann. 


8. 21. 
I ſt in dem Zweikampfe keiner der Duellanten getoͤdtet worden, ſo haben 
beide Theile, mit beſonderer Ruͤckſicht auf die erfolgte leichtere oder ſchwerere 
Verwundung, einmonatlichen bis zweijährigen Feſtungsarreſt verwirkt. 
$. 22. 
Iſt im Zweikampfe einer der Duellanten getoͤdtet worden oder der ſpaͤter 
erfolgte Tod die unmittelbare Folge der im Zweikampfe erhaltenen Wunde, ſo 
trifft den Ueberlebenden ein bis vierjaͤhriger Feſtungsarreſt. 


§. 23. 
War die Herausforderung auf eine ſolche Art des Zweikampfs, a? 
E 


(Nr. 2484.) 
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die Tödtung eines der beiden Theile zur unabwendbaren Folge haben mußte, 
oder dahin gerichtet, daß der Zweikampf fo lange fortgeſetzt werden ſolle, bis 
einer der beiden Theile getoͤdtet ſeyn wuͤrde, ſo tritt, 
wenn bei dem Zweikampfe einer der beiden Theile getödtet worden, fuͤnf⸗ 
1 zehnjaͤhriger, und wenn keine Toͤdtung erfolgt iſt, zwei⸗ bis ſechs⸗ 


jaͤhriger 
Feſtungsarreſt ein. 
Hat der Ueberlebende i 
a) in dem Zweikampfe die herkoͤmmlichen oder verabredeten Formen deſſel⸗ 
ben abſichtlich verletzt und dadurch den Tod des Gegners bewirkt, oder 


b) den Gegner, nachdem er wehrlos geworden, getoͤdtet, ſo hat derſelbe 
zehn⸗ bis zwanzigjaͤhrigen Feſtungsarreſt und Dienſtentlaſſung verwirkt. 


§. 24. 


§. 25. 

Iſt der Zweikampf ohne Anzeige (S. 2.) der ihn veranlaſſenden Streitig⸗ 
keit vollzogen worden, ſo tritt der, wegen der Vollziehung deſſelben an ſich ver⸗ 
wirkten Strafe 

a) in den Faͤllen des S. 21. 
zwei⸗ bis viermonatlicher, 
b) in den Faͤllen des §. 22. i 
ſechsmonatlicher bis einjaͤhriger, und 
c) in den Faͤllen des §. 23. 5 
ein⸗ bis zweijaͤhriger 
Feſtungsarreſt als Strafſchaͤrfung hinzu. 


. 26. 

Eine gleiche Strafſchaͤrfung (S. 25.) fol diejenigen treffen, welche, waͤh⸗ 
rend die Sache vor dem Ehrenrathe oder dem Ehrengerichte ſchwebt, zum Zwei⸗ 
al ſchreiten; ſo wie diejenigen, welche den Zweikampf ohne Sekundanten 
vollziehen. 


8. 27. 
Kartelltraͤger, Sekundanten und Zeugen des Zweikampfs haben in den 
Faͤllen der Ss. 25. und 26. einen ein⸗ bis ſechsmonatlichen Feſtungsarreſt verwirkt. 


§. 28. 

Bei Zumeffung der Strafen ($. 21. und folg.), fen es, daß die Beſtra⸗ 
fung auf Grund der ehrengerichtlichen Verhandlungen oder der ſpaͤtern uͤber 
den Ausgang des Zweikampfs ſtattgehabten Unterſuchung erfolgt, iſt ganz be⸗ 
ſonders zu beruͤckſichtigen: 

a) ob der Urheber des Zweikampfs denſelben abſichtlich und boͤswillig 

herbeigefuͤhrt hat; 

b) ob dies nur in leidenſchaftlicher Aufregung geſchehen iſt; 

e) in wie weit die eigenthuͤmlichen Verhaͤltniſſe des Dffisierftandes mitge⸗ 

wirkt haben, und 

d) ob die Folgen des Zweikampfs nur durch die nothwendige Abwehr 

herbeigefuͤhrt ſind. 
§. 29. 
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§. 29. 

Wer hiernach (8. 28.) als ſchuldig am Zweikampfe befunden wird, iſt in 
der Regel, — wenn nicht eigenthuͤmliche Verhaͤltniſſe ihm zur Entſchuldigung ge⸗ 
reichen und eine Strafmilderung rechtfertigen — noch einmal ſo 5 zu beſtra⸗ 
fen, als derjenige, welcher für nicht ſchuldig am Zweikampfe erklaͤrt wird. 


$. 30. 

Wird, wenn eine Toͤdtung erfolgt, der Ueberlebende für den ſchuldigen 
Theil erklaͤrt (S. 29.), ſo hat derſelbe, wenn Strafmilderungsgruͤnde nicht vor⸗ 
handen find, außer dem ihn treffenden Feſtungsarreſt die Dienſtentlaſſung verwirkt. 

Wird dagegen der Ueberlebende fuͤr nicht ſchuldig an dem Zweikampfe 
oder an den uͤber die Ausfuͤhrung deſſelben getroffenen Verabredungen ($. 23.) 
erklaͤrt, und ftellt ſich heraus, daß die Toͤdtung abſichtslos erfolgt, und nur 
durch nothwendige Abwehr des Gegners veranlaßt ift: fo kann die Strafe im 
Falle des S. 22. N . 

bis auf ſechsmonatlichen, 
im Falle des §. 23. 
bis auf zweijaͤhrigen 

Feſtungsarreſt gemildert werden. 


$. 31. 

In einzelnen beſondern Faͤllen, wo der Zweikampf, ohne eine boͤswillige 
Abſicht, lediglich durch die eigenthuͤmlichen Verhaͤltniſſe des Offizierſtandes ver⸗ 
anlaßt und ohne nachtheilige Folgen geblieben iſt, beide Theile auch ohne Vor⸗ 
wurf ſich benommen haben, und Umſtaͤnde, welche das Vergehen erſchweren, 
nicht vorhanden ſind; koͤnnen die Duellanten durch den Diviſions⸗Kommandeur, 
oder den die Rechte deſſelben ausuͤbenden Befehlshaber ($. 23. der Verordnung 
über die Ehrengerichte) disziplinariſch mit Arreſt beftraft werden. 


$. 32. 

Die Mitglieder des Kampfgerichts, die Sekundanten und Zeugen des 
Zweikampfs, bleiben mit Ausnahme des im . 27. erwaͤhnten Falles ſtraffrei, 
wenn ſie nicht Anreiz zum Zweikampfe gegeben haben, oder im Falle des F. 23. 
der Vorwurf der Mitwiſſenſchaft fie trifft. 


§. 33. 

Die Herausforderung zum Zweikampfe und deren Annahme, ſo wie die 
Kartelltraͤgerei, iſt, wenn der Zweikampf mit Vorbeigehung des Ehrenraths und 
des Ehrengerichts hat vollzogen werden ſollen, mit vier⸗ bis ſechswoͤchentlichen 
Arreſt zu beſtrafen. 


§. 34. 

Anreizung zum Zweikampfe wird, wenn es nicht zur Vollziehung des 
Zweikampfs gekommen ift, mit Arreſt; wenn aber der Zweikampf wirklich ſtatt⸗ 
gefunden hat, mit Feſtungsarreſt bis zu zwei Jahren und nach Bewandniß der 
Umſtaͤnde mit Dienſtentlaſſung beftraft. b 


$. 35. 7 
Wer wegen eines von dem Ehrengerichte gefälten Spruches, oder wegen 
* von dem Ehrenrathe oder dem Kampfgerichte getroffenen Beſtimmung an 
r. 2184.) einem 
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einem Mitgliede deſſelben Haͤndel ſucht, iſt ſo zu beſtrafen, als wenn er dieſes 
. . gegen einen Vorgeſetzten wegen dienſtlicher Anordnungen ſich ſchul⸗ 
dig macht. 


§. 36. 

Die Beſtimmungen dieſes Geſetzes (SS. 21., 22., 23. und 24.) finden 
auch dann Anwendung, wenn der Zweikampf im Auslande vollzogen iſt oder in 
einer ſtraͤflichen Uebereilung ein Rencontre ſtattgefunden hat. 

Im letztern Falle kann die Strafe des Zweikampfs gegen einen oder 
beide Theile verſchaͤrft, oder nach Befinden der Umſtaͤnde die Sache nach der 
Vorſchrift des §. 31. erledigt werden. 


§. 37. 
Die vorſtehenden Beſtimmungen gelten auch fuͤr alle diejenigen inaktiven 
und verabſchiedeten Offiziere, welche den Ehrengerichten nach §. 3. Nr. 3. 4. 
5. und 6. der daruͤber ergangenen Verordnung unterworfen ſind. 


Gegeben Sansſouci, den 20. Juli 1843. 


Friedrich Wilhelm. 


